Niederschrift

der 36. 6ffentlichen/nicht 6ffentlichen Sitzung des Stadtrates am
25.10.2017

offentlich
Ort: Stadthaus, Festsaal,
Marktplatz 2,
06108 Halle (Saale)
Zeit: 14:04 Uhr bis 19:02 Uhr

Anwesenheit: siehe Teilnahmeverzeichnis



Anwesend waren:

Hendrik Lange

Dr. Bernd Wiegand
Harald Bartl

Dr. Annegret Bergner
Christoph Bernstiel
Bernhard Bonisch
André Cierpinski
Eberhard Doege
Andreas Hajek

Dr. Michael Lammerhirt
Ulrich Peinhardt

Frank Sanger
Andreas Schachtschneider

Andreas Scholtyssek
Michael Sprung

Gernot Topper

Dr. Hans-Dieter Wollenweber
Dr. Ulrike Winscher

Dr. Erwin Bartsch

Ute Haupt

Josephine Jahn

Marcel Kieslich

Renate Krimmling

Anja Krimmling-Schoeffler
Marion Krischok

Dr. Bodo Meerheim

Sten Meerheim

Katja Muller

Elisabeth Nagel

Thomas Schied

Rudenz Schramm

Fabian Borggrefe

Eric Eigendorf
Dr. Rudiger Fikentscher
Katharina Hintz

Klaus Hopfgarten
Gottfried Koehn
Johannes Krause
Annika Seidel-Jahnig
Kay Senius

Dr. med. Detlef Wend

Wolfgang Aldag

Stadtratsvorsitzender,

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Oberblrgermeister
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale),
Teilnahme ab 14:14 Uhr
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale),
Teilnahme ab 14:08 Uhr
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale),
Teilnahme ab 14:51 Uhr
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale),
Teilnahme bis 18:04 Uhr

SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale),
Teilnahme ab 14:48 Uhr

SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale)
SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale),
Teilnahme bis 18:22 Uhr

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN



Dr. Inés Brock

Christian Feigl
Dennis Helmich
Melanie Ranft
Marko Rupsch
Denis Hader

Dr. Regina Schops
Prof. Dorothea Vent
Yvonne Winkler
Tom Wolter

Verwaltung:

Egbert Geier

Uwe Staglin

Dr. Judith Marquardt
Katharina Brederlow
Sabine Ernst

Oliver Paulsen
Marco Schreyer
Ralf Borries

Dr. Petra Sachse

Maik Stehle

Entschuldigt fehlten:

Manuela Hinniger

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN,

Teilnahme ab 14:20 Uhr

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN

Fraktion MitBURGER fir Halle - NEUES FORUM
Fraktion MitBURGER fir Halle - NEUES FORUM
Fraktion MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM
Fraktion MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM
Fraktion MitBURGER fir Halle - NEUES FORUM

Blrgermeister

Beigeordneter fur Stadtentwicklung und Umwelt
Beigeordnete fur Kultur und Sport
Beigeordnete fir Bildung und Soziales
Leiterin Biiro des Oberbirgermeisters
Grundsatzreferent

Leiter Fachbereich Recht

Leiter Fachbereich Rechnungsprifung
Leiterin Dienstleistungszentrum Wirtschaft,
Wissenschaft und Digitalisierung
Protokollfiihrer

Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale)



zZu Einwohnerfragestunde

Die Einwohnerfragestunde wurde von dem Stadtratsvorsitzenden Herrn Hendrik Lange
eroffnet.

zZu Herr Woudenberg zum TOP 7.14.2

Herr Woudenberg bezog sich auf den Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zur
Beschlussvorlage "Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle
2025)". Hierbei genauer darum, dass das Engagement um das Alte Rathaus aus dem ISEK
gestrichen werden soll unter Absatz d).

Dazu ubergab Herr Dr. Schulze eine Unterschriftsliste zum Erhalt des Alten Rathauses an
den Oberbirgermeister. Diese ca. 5.000 Unterschriften wurden in allen Stadtteilen von Halle
gesammelt. Diese Blrgermeinung sollte Einfluss nehmen auf das Abstimmungsverhalten
zum genannten Anderungsantrag.

In einer Abwégung wurde der Erhalt des Rathauses mit aufgenommen, erklarte Herr
Staglin.

AbschlieRend bat Herr Woudenberg um Ablehnung des genannten Beschlusspunktes.

Zu Herr Brumme zum Konzept der Stadt Halle (Saale) fur die Kulturarbeit

Herr Brumme erkundigte sich zum Konzept der Stadt Halle (Saale) fur die
Jugendkulturarbeit, genauer zur drohenden SchlielBung des Objektes in der Hafenstrale 7,
des LaBim und der Rockstation. Er bat um kurze Information, wie die Stadt damit umgehen
mdchte.

Die Verwaltung setzt sich fir diese Projekte ein, erklarte Herr Oberbirgermeister Dr.
Wiegand. Zu allen drei Projekten finden intensive Gesprache statt, um Ersatzstandorte zu
finden.

Es ware winschenswert, wenn die Verwaltung die Jugendkulturarbeit auch finanziell
unterstiitzen kdnnte, sagte Herr Brumme.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand informierte, dass dazu Fordermittelantrdge gestellt

werden konnen.

zul Er6ffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit der Einladung
und der Beschlussfahigkeit

Die 36. offentliche Sitzung des Stadtrates wurde er¢ffnet und geleitet vom Vorsitzenden des
Stadtrates, Herrn Hendrik Lange.



Er stellte die ordnungsgeméafle Ladung und die Beschlussfahigkeit fest. Es waren 47
Stadtratinnen und Stadtrate (82,46 %) anwesend.

Herr Lange bat um eine Gedenkminute flr den kirzlich verstorbenen Manfred Schuster,
welcher Uber drei Wahlperioden fur den Stadtrat tatig war.

Herr Lange verpflichtete Frau Prof. Dorothea Vent als neue Stadtratin und wiinschte ihr viel
Erfolg fur ihre Tatigkeit.

Zu 2 Feststellung der Tagesordnung

Herr Lange informierte, dass die folgenden Punkte von der Tagesordnung zu nehmen sind:

TOP 7.1
Entlastung der Geschaftsfihrer und der Mitglieder des Aufsichtsrates der Theater, Oper und
Orchester GmbH Halle fir das Geschaftsjahr 2015/2016
Vorlage: V1/2017/03009
= zurlickgezogen

TOP 7.6
Bebauungsplan Nr. 173 ,Dienstleistungs- und Gewerbestandort Halle-Bruckdorf" -
Abwéagungsbeschluss
Vorlage: V1/2017/02906
= von der Verwaltung vertagt

TOP 7.7
Bebauungsplan Nr. 173 ,Dienstleistungs- und Gewerbestandort Halle-Bruckdorf" -
Satzungsbeschluss
Vorlage: VI1/2017/02907
= von der Verwaltung vertagt

TOP 7.18
Vierte Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes der Stadt Halle (Saale) fur die
Schuljahre 2014/15 bis 2018/19
Vorlage: V1/2017/02903
= vertagen, im JHA und HA vertagt

TOP 8.3
Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Verbesserung von Reinigungsleistungen an Schulen in
stadtischer Tragerschaft
Vorlage: V1/2017/03053
=> vertagen, im FA und HA vertagt

TOP 8.4
Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Umbenennung von Haltestellen der HAVAG
Vorlage: V1/2017/03269

= vertagen, im KA, PA und HA vertagt

TOP 8.5



Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur Entwicklung eines
Malnahmenplanes zur Attraktivitatsverbesserung und Belebung der Innenstadt
Vorlage: V1/2017/03299
= Beratungsfolge sieht Behandlung im HA November vor
= da Antrag auf TO steht, muss SR entscheiden ob Antrag von der Tagesordnung
genommen oder behandelt werden soll

TOP 8.5.1
Anderungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum Antrag des Stadtrates Christoph
Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur Entwicklung eines MalRhahmenplanes zur
Attraktivitatsverbesserung und Belebung der Innenstadt (Vorlagen-Nummer: V1/2017/03299)
Vorlage: V1/2017/03350

=> zuruckgezogen im AWWB

TOP 8.6
Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum stadtischen Beteiligungsmanagement
Vorlage: VI/2017/02776

= zurlickgezogen

TOP 8.7
Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Kita-Versorgung von Kindern mit
fremdsprachigem Hintergrund
Vorlage: V1/2017/03286
= vertagen, im JHA vertagt

TOP 8.8
Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beteiligung am Projekt
Integrationslotsen
Vorlage: V1/2017/03294
= vertagen, im SGGA vertagt

TOP 8.9
Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Reparatur des Radweges im Bollberger
Weg
Vorlage: V1/2017/03295
=> vertagen, im PA und VA vertagt

Fur den Tagesordnungspunkt

TOP 8.5

Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur Entwicklung eines
Mafnahmenplanes zur Attraktivitatsverbesserung und Belebung der Innenstadt

Vorlage: V1/2017/03299

bat Herr Scholtyssek um Behandlung im heutigen Stadtrat, nicht um Vertagung.

Weiter informierte Herr Lange Uber folgende Dringlichkeiten:

Genehmigung einer Uberplanmafigen Verpflichtungserméachtigung im Finanzhaushalt fur
das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Bauen

Vorlage: V1/2017/03433

Abstimmungsergebnis Dringlichkeit: mit mehr als 2/3 Mehrheit
einstimmig zugestimmt




Genehmigung einer Uberplanmafigen Verpflichtungsermachtigung im Finanzhaushalt fiir
das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Immobilien
Vorlage: V1/2017/034858

Abstimmungsergebnis Dringlichkeit: mit mehr als 2/3 Mehrheit
einstimmig zugestimmt

Zustimmung zur Annahme von Sponsoringvereinbarungen, Spenden und ahnlichen
Zuwendungen
Vorlage: V1/2017/03503

Abstimmungsergebnis Dringlichkeit: mit mehr als 2/3 Mehrheit
einstimmig zugestimmt

Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion zur Berufung eines sachkundigen Einwohners in den
Ausschuss fur Wirtschaft, Wissenschaft und Beschéftigung

Abstimmungsergebnis Dringlichkeit: mit mehr als 2/3 Mehrheit
einstimmig zugestimmt

Des Weiteren teilte Herr Lange folgende Anderungen und Ergéanzungen mit:

TOP 7.8
Baubeschluss zur Fluthilfemafl3nahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau Eissporthalle
(Sparkassen-Eisdom), Selkestraf3e 1, 06122 Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03098
= hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fur Halle - NEUES
FORUM vor
= Behandlung unter TOP 7.8.1
= Beschlussvorschlag geédndert

TOP 7.11.1
Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage
Bebauungsplan Nr. 185 "Ostliches Konigsviertel" - Aufstellungsbeschluss (Vorlagen-Nr.:
V1/2017/03267)
Vorlage: V1/2017/03404

= Beschlussvorschlag geédndert

TOP 7.13
Antragstellung Stadtebauférderung - Programmijahr 2018
Vorlage: V1/2017/03157

= Anderungen in Anlage 8, Seite 1

TOP 7.14
Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025)
Vorlage: V1/2017/03185

= hierzu liegt ein Anderungsantrag der CDU/ FDP-Fraktion vor

= Behandlung unter TOP 7.14.3

TOP 7.14.2
Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zur Beschlussvorlage "Integriertes
Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) ( ISEK Halle 2025)" VI/2017/03185
Vorlage: V1/2017/03353

= Beschlussvorschlag geandert



TOP 7.14.3
Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Vorlage ,Integriertes Stadtentwicklungskonzept
der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025), - Raumlicher Schwerpunkt Hufeisensee
Vorlage: V1/2017/03488
= Beschlussvorschlag geédndert

TOP 7.15
Richtlinie der Stadt Halle (Saale) Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der
Begriinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03327
=> hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/ DIE GRUNEN vor
= Behandlung unter TOP 7.15.1

TOP 7.15.1
Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussvorlage "Richtlinie
der Stadt Halle (Saale) Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Forderung der
Begriinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)" V1/2017/03327
Vorlage: V1/2017/03472

= Beschlussvorschlag geandert

TOP 7.19
Umwandlung der Sekundarschule ,Heinrich Heine® in eine Gemeinschaftsschule
Vorlage: VI/2017/03411

= Beschlussvorschlag, Begriindung und Anlage 5 gedndert

TOP 7.20
Beschluss der Vorzugsvariante - Neubau einer Aula mit Mehrzwecknutzung an der Zweiten
Integrierten Gesamtschule Halle, Standort Ingolstadter Stral3e 33, 06128 Halle (Saale)

= Anderung auf Seite 5, Punkt 3 - Finanzierung

TOP 8.1
Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM im Stadtrat Halle (Saale) zur Beauftragung des
Oberblrgermeisters an die stadtischen Gesellschaften
Vorlage: V1/2017/03379

= hierzu liegt ein Anderungsantrag des Oberbiirgermeisters vor

= Behandlung unter TOP 8.1.1

TOP 9.5
Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der Elektromobilitét
V1/2017/03465

= hierzu liegt ein Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE vor

= Behandlung unter TOP 9.5.1

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der so
gednderten Tagesordnung.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt




Somit wurde folgende geénderte Tagesordnung festgestellt:

1.

3.1

4.1.

7.1.

7.2.

7.3.

7.4.

7.5.

7.6.

7.7.

7.8.

Eroffnung der Sitzung, Feststellung der OrdnungsmaRigkeit der Einladung und der
Beschlussfahigkeit

Feststellung der Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift

Genehmigung der Niederschrift vom 27.09.2017

Bekanntgabe der in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

Bekanntgabe der in nicht offentlicher Sitzung gefassten Beschlisse vom 27. September
2017
Vorlage: V1/2017/03497

Bericht des Oberbirgermeisters
Aussprache zum Bericht des Oberbirgermeisters
Beschlussvorlagen

Entlastung der Geschaftsfihrer und der Mitglieder des Aufsichtsrates der Theater, Oper
und Orchester GmbH Halle fiir das Geschaftsjahr 2015/2016
Vorlage: V1/2017/03009 zuriickgezogen

Zweckvereinbarung Uber die Erbringung rettungsdienstlich indizierter
Intensivtransportwagen-Leistungen durch die Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03344

Beantragung von Landesférdermitteln fir den Ausbau des Breitbandhochleistungsnetzes
in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI1/2017/03347

Zustimmung zur Annahme von Sponsaringvereinbarungen, Spenden und ahnlichen
Zuwendungen
Vorlage: V1/2017/03435

Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 112.1 ,Nahversorgungszentrum Ammendorf —
Merseburger Stralte” — Satzungsbeschluss

Vorlage: V1/2017/03172

- Erneute Behandlung wegen Widerspruch des Oberbirgermeisters -

Bebauungsplan Nr. 173 ,Dienstleistungs- und Gewerbestandort Halle-Bruckdorf" -
Abwéagungsbeschluss
Vorlage: V1/2017/02906 vertagt

Bebauungsplan Nr. 173 ,Dienstleistungs- und Gewerbestandort Halle-Bruckdorf" -
Satzungsbeschluss
Vorlage: VI1/2017/02907 vertagt

Baubeschluss zur Fluthilfemafl3nahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau Eissporthalle
(Sparkassen-Eisdom), Selkestraf3e 1, 06122 Halle (Saale)



7.8.1.

7.9.

7.10.

7.11.

7.11.1.

7.12.

7.13.

7.13.1.

7.14.

7.14.1.

7.14.2.

7.14.3.

7.15.

Vorlage: V1/2017/03098

Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM zum
Baubeschluss zur Fluthilfemaf3nahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau Eissporthalle
(Sparkassen-Eisdom), Selkestraf3e 1, 06122 Halle (Saale)

Vorlage: V1/2017/03512

Baubeschluss zum Abriss und Ersatzneubau der Freiwilligen Feuerwehr D6lau, Am
Brunnen 6, 06120 Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03203

Baubeschluss zur Fluthilfemalinahme Nr. 178 Fritz-Kiel3ling-Stral3e/Wilhelm-Grothe-
StralRe
Vorlage: V1/2017/03227

Bebauungsplan Nr. 185 ,Ostliches Kénigsviertel” - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI1/2017/03267

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur Beschlussvorlage
Bebauungsplan Nr. 185 "Ostliches Kénigsviertel" - Aufstellungsbeschluss (Vorlagen-Nr.:
VI1/2017/03267)

Vorlage: V1/2017/03404

Vergabe des neuen StralRennamens Pfalzer Ufer
Vorlage: VI1/2017/03292

Antragstellung Stadtebauférderung - Programmijahr 2018
Vorlage: VI1/2017/03157

Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Beschlussvorlage — Antragstellung
Stadtebauforderung — Programmjahr 2018 — Vorlagen-Nr.: VI1/2017/03157 —
Vorlage: V1/2017/03402

Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025)
Vorlage: V1/2017/03185

Anderungsantrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD und MitBURGER fiir Halle
- NEUES FORUM... zur Beschlussvorlage — Integriertes Stadtentwicklungskonzept der
Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025) — Vorlagen-Nr.: V1/2017/03185

Vorlage: V1/2017/03349

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zur Beschlussvorlage "Integriertes
Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) ( ISEK Halle 2025)" V1/2017/03185
Vorlage: V1/2017/03353

Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Vorlage ,Integriertes
Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025) - Raumlicher
Schwerpunkt Hufeisensee

Vorlage: V1/2017/03488

Richtlinie der Stadt Halle (Saale) Uber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung

der Begriinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03327
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7.15.1. Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beschlussvorlage
"Richtlinie der Stadt Halle (Saale) tber die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung
der Begriinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)" VI1/2017/03327
Vorlage: VI1/2017/03472

7.16. 1. Fortschreibung des Integrierten Handlungskonzeptes ,Soziale Stadt* Silberhéhe 2030
Vorlage: V1/2017/03193

7.17.  Zweite Satzung zur Anderung der Satzung zur Festlegung von Schulbezirken fiir
Grundschulen und Sekundarschulen in Tragerschaft der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03213

7.18.  Vierte Fortschreibung des Schulentwicklungsplanes der Stadt Halle (Saale) fur die
Schuljahre 2014/15 bis 2018/19
Vorlage: V1/2017/02903 vertagt

7.19.  Umwandlung der Sekundarschule ,Heinrich Heine" in eine Gemeinschaftsschule
Vorlage: VI/2017/03411

7.20.  Beschluss der Vorzugsvariante - Neubau einer Aula mit Mehrzwecknutzung an der
Zweiten Integrierten Gesamtschule Halle, Standort Ingolstadter Straf3e 33, 06128 Halle
(Saale)
Vorlage: V1/2017/03407

7.21. Genehmigung einer Uberplanmafigen Verpflichtungsermachtigung im Finanzhaushalt fir
das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Bauen
Vorlage: V1/2017/03433

7.22.  Genehmigung einer Uberplanmafigen Verpflichtungsermachtigung im Finanzhaushalt fir
das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Immobilien
Vorlage: V1/2017/03485

7.23.  Zustimmung zur Annahme von Sponsoringvereinbarungen, Spenden und ahnlichen
Zuwendungen
Vorlage: V1/2017/03503

8. Wiedervorlage

8.1. Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM im Stadtrat Halle (Saale) zur Beauftragung des
Oberblrgermeisteres an die stadtischen Gesellschaften
Vorlage: V1/2017/03379

8.1.1. Anderungsantrag des Oberbiirgermeisters zum Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD,
CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM im
Stadtrat Halle (Saale) zur Beauftragung des Oberbirgermeisters an die stadtischen
Gesellschaften(VI1/2017/03379)
Vorlage: V1/2017/03481

8.2. Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflachen
Vorlage: V1/2017/03043

8.3. Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Verbesserung von Reinigungsleistungen an Schulen in
stadtischer Tragerschaft
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8.4.

8.5.

8.5.1.

8.6.

8.7.

8.8.

8.9.

9.1.

9.2.

9.3.

9.4.

9.5.

Vorlage: V1/2017/03053 vertagt

Antrag der CDU/FDP-Fraktion zur Umbenennung von Haltestellen der HAVAG
Vorlage: V1/2017/03269 vertagt

Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur Entwicklung eines
Malnahmenplanes zur Attraktivitdtsverbesserung und Belebung der Innenstadt
Vorlage: VI1/2017/03299

Anderungsantrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum Antrag des Stadtrates
Christoph Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur Entwicklung eines MalRnahmenplanes zur
Attraktivitatsverbesserung und Belebung der Innenstadt (Vorlagen-Nummer:
V1/2017/03299)

Vorlage: V1/2017/03350 zuriickgezogen

Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zum stadtischen Beteiligungsmanagement
Vorlage: VI/2017/02776 zuriickgezogen

Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Kita-Versorgung von Kindern mit
fremdsprachigem Hintergrund

Vorlage: V1/2017/03286 vertagt
Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Beteiligung am Projekt
Integrationslotsen

Vorlage: V1/2017/03294 vertagt

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Reparatur des Radweges im
Bollberger Weg
Vorlage: V1/2017/03295 vertagt

Antrage von Fraktionen und Stadtraten

Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM zur Ausschreibung des Fanprojekes an einen
freien Trager

Vorlage: V1/2017/03457

Antrag der CDU/FDP-Fraktion zu den Strafl3enausbaubeitrdgen fir den grundhaften
Ausbau der Salzminder StralRe (2. Bauabschnitt)
Vorlage: V1/2017/03446

Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur Errichtung des zukunftigen
Verwaltungsstandortes in Halle-Neustadt
Vorlage: V1/2017/03452

Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) - Mindesthonorar fir freie
Lehrkréafte an der Volkshochschule "Adolf Reichwein" und am Konservatorium "Georg
Friedrich Handel", Musikschule der Stadt Halle

Vorlage: V1/2017/03453

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der Elektromobilitat
Vorlage: V1/2017/03465
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9.5.1.

9.6.

9.7.

9.8.

10.

10.1.

10.2.

10.3.

10.4.

10.5.

10.6.

10.7.

10.8.

10.9.

Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zum Antrag der
Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der Elektromobilitat - Vorlage:
VI1/2017/03465

Vorlage: V1/2017/03516

Antrag der Fraktionen MitBURGER fur Halle — NEUES FORUM, BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN, SPD, DIE LINKE und CDU/FDP zur Anderung der Richtlinie zur Férderung von
Malnahmen auf dem Gebiet der sozialen Arbeit in der Stadt Halle (Saale)

Vorlage: V1/2017/03459

Antrag der Fraktion MitBURGER fur Halle — NEUES FORUM zur Umbesetzung von
Ausschissen
Vorlage: V1/2017/03460

Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion zur Berufung eines sachkundigen Einwohners in
den Ausschuss fur Wirtschaft, Wissenschaft und Beschaftigung
Vorlage: V1/2017/03515

schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtraten

Anfrage der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und
MitBURGER fiir Halle- NEUES FORUM im Stadtrat Halle (Saale) zu Vergaben von
Leistungen

Vorlage: V1/2017/03368

Anfrage der CDU/FDP-Fraktion zum Ombudsmann fir soziale Angelegenheiten
Vorlage: VI/2017/03447

Anfrage der CDU/FDP-Fraktion zu einem Graffiti auf stadtischem Grund
Vorlage: VI1/2017/03467

Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU/FDP-Fraktion) zur Inanspruchnahme
von Fordermitteln zu Vernassungen oder Erosionen
Vorlage: V1/2017/03448

Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU-FDP-Fraktion) zu Vernassungen auf
dem Dautzsch
Vorlage: V1/2017/03371

Anfrage der Stadtratin Dr. Annegret Bergner (CDU/FDP-Fraktion) zu malermafigen
Renovierungen und Instandsetzungen an Schulen
Vorlage: V1/2017/03456

Anfrage des Stadtrates Sten Meerheim (Fraktion DIE LINKE) zum Thema Migration
Vorlage: VI1/2017/03449

Anfrage des Stadtrates Sten Meerheim (Fraktion DIE LINKE) zum Thema Sportkomplex
Brandberge
Vorlage: V1/2017/03450

Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Unfallstatistik in der Bernburger Stral3e

sowie in der Geiststral3e
Vorlage: V1/2017/03463
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10.10. Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Nutzung der Notschlafstelle und dem
Haus der Wohnhilfe der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03464

10.11. Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Stadtbibliothek
Vorlage: V1/2017/03466

10.12. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu Versammlungs- und
Veranstaltungsrdumen an weiterfihrenden Schulen
Vorlage: V1/2017/03386

10.13. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zum Halle-Pass A und G
Vorlage: V1/2017/03454

10.14. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zum Parkraumkonzept Paulus- und
Medizinerviertel
Vorlage: V1/2017/03455

10.15. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu den Auswirkungen der Einbeziehung
von Fahrradabstellanlagen in die Stellplatzsatzung
Vorlage: V1/2017/03458

10.16. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu Férdermitteln fur Tourismusprojekte
und die Saline-Insel
Vorlage: V1/2017/03461

10.17. Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Schulerbeférderung
Vorlage: V1/2017/03389

11. Mitteilungen

11.1.  Verfahrensweise Kombiticket fir kulturelle und sportliche Veranstaltungen in der Stadt
Halle (Saale)
Vorlage: V1/2017/03351

12. mindliche Anfragen von Stadtraten

13. Anregungen

14. Antrage auf Akteneinsicht

zu 3 Genehmigung der Niederschrift

zu 3.1 Genehmigung der Niederschrift vom 27.09.2017

Es gab keine Einwénde gegen die Niederschrift vom 27.09.2017.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt
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zu 4 Bekanntgabe der in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschlisse

zu 4.1 Bekanntgabe der in nicht 6ffentlicher Sitzung gefassten Beschliisse vom
27. September 2017
Vorlage: VI/2017/03497

Herr Lange wies darauf hin, dass die in nicht 6ffentlicher Sitzung am 27. September 2017
gefassten Beschlisse vor dem Sitzungsaal ausgehangen sind und nach Bekanntgabe im
Amtsblatt veroffentlicht werden.

Zu 5 Bericht des Oberburgermeisters

Auf Antrag der CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) wurde zu diesem
Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
Und wir kommen zum Bericht des Oberbirgermeisters. Bitte Herr Dr. Wiegand, Sie haben
das Wort.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Herzlichen Dank, sehr geehrte Damen und Herren Stadtrate. Ich darf zunachst mal zur
Entwicklung des Zentrums Halle-Neustadt kommen. Ziel war es, das Interesse auf die
Weiterentwicklung der Scheibe A zu lenken. Das ist uns mit zahlreichen Aktivitaten und
wichtigen Entscheidungen in den vergangenen Monaten gelungen, einschlie3lich eines
Blrgerentscheides. Die weiteren Schritte im Rahmen des Eigentumsiberganges sind
zunachst abzuwarten. Das schliel3t auch mdgliche Plane des Eigentiimers ein.

Max Giesinger, 29 Jahre, geboren in Karlsruhe, Sanger und Songwriter, trdgt sich aus
Anlass des Tages der Deutschen Einheit am 03.10.2017 in das Goldene Buch der Stadt
Halle ein.

Lothar Rochau, 65 Jahre, Stadtverwaltungsoberrat a. D., ist der neue ehrenamtliche
Ombudsmann der Stadt Halle (Saale) fur soziale Angelegenheiten.

Neue Entscheidungen des Landesverwaltungsamtes gibt es keine.

Und ich komme zur Wirtschaft. Ich hatte lhnen im September 2014 folgende Folie gezeigt:
Schon vor einigen Jahren hat der amerikanische Soziologe Richard Florida festgestellt, dass
Kunst und Kultur fur die Attraktivitat einer Stadt sehr wichtig sind. Und genau darum hat sich
die Stadt erst einmal gekimmert. So der Artikel um den kulturellen Aufschwung.
AnschlieRend ist es auch einfacher, um Unternehmen zu werben. Die Hauptaufgabe des
Hauptverwaltungsbeamten ist es, diese Veranderungen zu ermdglichen, zu beschleunigen,
mit dem Dreiklang, und so habe ich es auch von Beginn meiner Amtszeit definiert, mit Kultur,
Wirtschaft und Wissenschaft. Dieses im September 2014. Der Spiegel in der 43. Ausgabe im
Jahrgang 2017 hat auf Seite 64 berichtet: Die Stadt Halle ist eine Schwarmstadt, ein Ort also
mit einer betrachtlichen Anziehungskraft auf Bildungssuchende. Auch hier haben wir, eben
vorhin auch in der Anfrage, dieses auch schon gehdort. Das gilt fir alle Bereiche.
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Meine Damen und Herren, wenn Sie sich da amisieren oder kdstlich dariiber amisieren,
freut mich das. Im Gegensatz zu den anderen Gesichtern, die Sie immer bei weniger guten
Nachrichten ziehen.

In dem Artikel geht Folgendes hervor: Bildung, Forschung und Kultur sind auch abseits von
Metropolen anziehend. In den letzten Jahren erlebte die Stadt eine Wende zum Positiven.
Leipzig geht es wieder gut, deshalb geht es auch Halle besser. Ein sogenannter
Uberschwappeffekt. Halle hat nicht einfach Gliick gehabt, Halle hatte einen Plan. Die Politik,
die allenfalls Rahmenbedingungen setzten kann, hat in diesem Fall vieles richtig gemacht.
Nur wo Spitzenforschung stattfindet, besteht die Chance, dass Ausgriindungen erfolgreich
sind und sich irgendwann die private Wirtschaft andockt. Was wiederum Arbeitsplatze und
damit Wachstum mit sich bringt.

Meine Damen und Herren, auch wenn Sie noch so unglaubig gucken, wir kdnnen stolz
darauf sein, auf das, was wir in den letzten Jahren erreicht haben. Und ein Artikel im Spiegel
auch zu erreichen und zu erzielen, ich denke das ist von grof3er Qualitét.

Daraufhin, am 05.10.2017 fand die Expo Real statt, die Immobilienmesse in Minchen am
Stand der Metropolregion Mitteldeutschland. Die wesentlichen Ziele sind die
Weiterentwicklung der Metropolregion Mitteldeutschland, ebenfalls ein Anziehungspunkt, ein
grofBer Punkt fur die Stadt Halle. Dann der Riebeckplatz und dann anschlie3end der Star
Park. Hier wurden weitere Gesprachsanbahnungen gefiihrt und wir haben in den nachsten
Monaten sehr viel zu tun, diese auch abzuarbeiten.

Ich mdchte noch berichten tber den Baustart am Riebeckplatz am 03.10.2017. Endlich muss
man sagen, ein Hotelstart. Novum Group investiert 18 Mio. Euro, es sind 186 Zimmer. Und
daneben ein Wohn- und Geschéftshaus, gebaut durch die HWG, die insgesamt 20 Mio. Euro
in 89 Wohnungen investiert.

Ebenfalls heute auch auf der Tagesordnung: Wir mdchten ganz gerne den Riebeckplatz
gemeinsam mit lhnen auch weiterentwickeln. Es geht hier um das ehemalige Maritim-Hotel.
Wir hatten in kleineren Gesprachskreisen schon die Gelegenheit darliber zu sprechen. Die
Verwaltung moéchte bis Juni 2018 priifen, ob ein Hotel- und Kongresszentrum in einem
angemessenen Verhdltnis zur Leistungsfahigkeit der Stadt steht. Ein Aufstellungsbeschluss
fur einen B-Plan wirde dieses erméglichen und deshalb erbitten wir von lhnen einen
entsprechenden Beschluss.

Wir haben in vielen Vorgesprachen auch dariber diskutiert, diese Frist des
Aufstellungsbeschlusses, wir werden nachher noch darauf zu sprechen kommen, auch zu
begrenzen. Ich denke, in dieser Zeit ist es mdglich, lhnen ein entsprechendes Gutachten
qualitativer Art vorzulegen.

Im Star Park hat sich wenig geé&ndert, aber ich mdchte noch, auch im Hinblick auf die
Berichterstattung, die wir bekommen von Seiten des Landesverwaltungsamtes, auf Grund
einer falschen Berichterstattung in den Medien, haben wir mehrere Anfragen erneut
bekommen vom Landesverwaltungsamt. Das passt sich ja auch immer so gut. Also je
falscher die Berichterstattung, desto besser kriegen wir auch die Anfragen vom
Landesverwaltungsamt.

Ich méchte an dieser Stelle noch mal deutlich machen, ich hatte in der letzten Sitzung hier im
Stadtrat bereits angekiindigt, auch in meiner Darstellung: Herr Birgermeister Geier ermittelt
Uber eine Steuerberatungsgesellschaft, ob die Stadt fir Zuschussbeteiligungen
Umsatzsteuer- bzw. Kapitalertragssteuer zu zahlen hat. Ein Prifergebnis soll im Stadtrat
Dezember 2017 vorgelegt werden und im Anschluss wird die BMA prifen, auch da besteht
Einigkeit, ob es sinnvoll ist, die Gesellschaftsstrukturen auch auf Grund einer feststehenden
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rechtskraftigen Entscheidung des Finanzamtes fir diese Beteiligungen moglicherweise zu
andern.

Meine Damen und Herren, soweit zunachst zu meinem Bericht. Vielen Dank.

ZU 6 Aussprache zum Bericht des Oberburgermeisters

Auf Antrag der CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) wurde zu diesem
Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange

Gut, es ist mdglich eine Aussprache zu fihren, wenn das eine Fraktion wiinscht. Und da sich
Frau Brock gemeldet hat und der Vorsitzende der SPD-Fraktion, Herr Krause, gehe ich jetzt
mal davon aus, dass die Fraktionen das wiinschen.

Und Frau Dr. Brock hat das Wort.

Frau Dr. Brock

Ja, sehr geehrter Herr Oberbirgermeister, ich wirde noch mal korrigieren, wir haben nicht
unglaubig geguckt, sondern wir haben sozusagen eine freudige Ausstrahlung, die Sie hier
hatten, geteilt.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Das freut mich sehr, wirklich.

Frau Dr. Brock

Und ich mdchte noch etwas ergdnzen, wir sind auch im GEO-Magazin die neuntattraktivste
Innenstadt, und zwar vor Leipzig. Und das hat natiirlich auch etwas zu tun damit, wie
attraktiv die Innenstadt ist. Und da ist besonders die Sternstral3e hervorgehoben worden und
die ist verkehrsberuhigt. Also das heil3t Standortfaktoren haben eben auch etwas mit
Lebensqualitat zu tun.

Herr Lange
Bitte.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Frau Brock, ich méchte mich fur die Ergdnzung recht herzlich bedanken.

Herr Lange
Herr Krause.

Herr Krause

Herr Oberbilrgermeister, Sie haben den Spiegel-Artikel zitiert. Unter anderem, Halle hat nicht
nur Glick, Halle hat einen Plan. Ist richtig, aber Sie héatten durchaus mit dazu schreiben
kdnnen, dass darin drin steht in dem Artikel, dass Halle diesen Plan seit 1990 schon hatte.
Das heil3t also, das ist eine langerfristige Entwicklung, die nicht erst auf den letzten funf
Jahren oder sieben Jahren basiert.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Das ist Ihre Einstellung dazu, ich habe eine andere Einstellung.

Herr Krause
Das steht so im Artikel, das steht so in dem Artikel.
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Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Ja, ja.

Herr Krause
Ich habe den Artikel jetzt zitiert.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Sie konnen den Artikel gerne zitieren, aber ich muss trotzdem darauf Bezug nehmen, dass
die positive Entwicklung erst in den letzten Jahren erst eingetreten ist. Der Artikel, den Sie
eben zitiert haben, da haben Sie vollkommen Recht. Aber ich freue mich natirlich, dass die
alten Oberburgermeister da naturlich entscheidend dazu beigetragen haben.

Herr Lange
So ist das mit dem Saen und dem Ernten.

Herr Dr. Wend, bitte.

Herr Dr. Wend

Herr Vorsitzender, Herr Oberbirgermeister, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen. Ich
finde, es ist eigentlich nicht gut, wenn wir uns hier zerstreiten, wenn wir Uber positive
Entwicklungen reden. Das ist sicherlich nicht gut.

Aber Herr Oberbirgermeister, lhre ricksichtslose Ich-bin-der-GrofR3te-und-die-anderen-sind-
Vollidioten-Theorie, die geht uns auf den Zeiger. Wenn hier in der Stadtverwaltung einer
ziemlich wenig Plane hat, dann sind Sie das. Mal wird der Jugendhilfeplan widersprochen,
dann fuhrt man das, was im Jugendhilfeplan steht durch und behauptet, man hat es selbst
erfunden. Bei der Theater und Orchester GmbH zum Thema Kultur, ich wiederhole das
nochmal, haben Sie eine Schutzschirminsolvenz angestrebt, nicht vergessen. Wenn ich jetzt
im Aufsichtsrat sitze hore ich anderes. Wir alle wollen, dass es mit der Stadt vorwarts geht,
aber zu behaupten, dass das nun daran lage, dass Sie hier als Einziger seit den letzten funf
Jahren gute Ideen haben, das wage ich zu bezweifeln.

Wenn wir uns zum Beispiel mal das Stadtbahnprogramm angucken. Wann sind die Antrage
gestellt worden? Wenn Sie es nicht wissen, Frau Ernst weil3 es. 2010. Dass wir enorm viel
umsetzen kénnen und bauen kénnen, was wir alle gut finden, hat was mit der Fluthilfe zu
tun. Ich wusste nicht, dass Sie diese Wassermassen sozusagen nach Halle gefiihrt haben.
Das ist mir neu, aber vielleicht waren es doch Sie. Also lassen Sie uns doch mal auf einen
Punkt zurickkommen, wo wir uns gemeinsam um diese Sache kiimmern. Und tun Sie doch
nicht so, als wenn Sie der einzige Erbe von Herrn Rive waren und alle anderen eigentlich nur
die Verhinderer, die das nicht wollen. Was wir wollen ist eine demokratische Debatte, eine
faire Auseinandersetzung um das Ganze. Und nicht das Hervorgehen einzelner
Spitzenleistungen. Das liegt uns am Herzen. Und das sollten Sie sich eigentlich ans Revers
schreiben. Sie machen folgendes, Sie heften an die politische Debatte das Etikett
Parteiengezank und damit wollen Sie uns hier sozusagen schlecht reden. Und das machen
wir nicht mit, wir sind fur eine faire offene Arbeit und deswegen sagen wir Ihnen direkt so.
Kommen Sie zurtick auf den Teppich, bevor Sie sich fur den Allergrof3ten halten. Danke.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Herr Krause und Herr Wend, ich freue mich erneut, dass Sie das Stockchen voll zerbissen
haben.

Herr Lange

Gibt es weitere Wortmeldungen? Das ist nicht der Fall. Dann kdénnen wir auch diesen
Tagesordnungspunkt schlieBen und wir kommen zu den Beschlussvorlagen.
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zu 7 Beschlussvorlagen

Zu 7.2 Zweckvereinbarung tber die Erbringung rettungsdienstlich indizierter
Intensivtransportwagen-Leistungen durch die Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03344

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Beschlussvorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t die als Anlagen beigefligten Zweckvereinbarungen tber die
Erbringung rettungsdienstlich indizierter Intensivtransportwagen-Leistungen der Stadt Halle
(Saale)

1. fur den Landkreis Mansfeld-Stdharz,
2. fur den Landkreis Stendal

zu 7.3 Beantragung von Landesfordermitteln fir den Ausbau des
Breitbandhochleistungsnetzes in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03347

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Beschlussvorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

1. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, die Breitbandausbauplanung fortzuftihren und die
Ausschreibung der Gebiete in Losen (Neun Lose Gewerbegebiete, ein Los
Privathaushalte, ein Los Schulen) nach dem Wirtschaftlichkeitslickenmodell
vorzubereiten.

2. Der Stadtrat beauftragt die Verwaltung, die Landesférdermittel fir den Bau des
Breitbandhochleistungsnetzes in der Stadt Halle (Saale) zu beantragen.

zu7.4 Zustimmung zur Annahme von Sponsoringvereinbarungen, Spenden und
ahnlichen Zuwendungen
Vorlage: VI/2017/03435

Hierzu informierte Herr Lange, dass nur noch der zweite Beschlusspunkt abgestimmt
werden muss, da es zum Ersten bereits eine Abstimmung gab.

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des zweiten
Beschlusspunktes.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

-19 -



Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschlie3t gemaR § 99 Abs. 6 KVG LSA die Annahme
von nachfolgenden Sponsoringvereinbarungen, Spenden und &hnlichen Zuwendungen:

1. Zweckgebundene Geldspende ,Hochwasserhilfe“ von dem Verein ,Wir helfen e. V.*
der Mitteldeutschen Zeitung, Delitzscher Stral3e 65, 06112 Halle (Saale), in Hohe von
150.000 Euro fur nicht forderfahige Ausgaben im Zusammenhang mit dem
Ersatzneubau des Planetariums der Stadt Halle (Saale) als zentrale Einrichtung fur
Bildung, Kultur und Wissenschaft insbesondere fur Kinder und Jugendliche.
(PSP-Element 8.28105010.705 — Ersatzneubau Planetarium)

2. Zweckgebundene Geldspende von dem Verein Bruderstral3e 5 e. V., Marktplatz 10a,
06108 Halle (Saale), an die Stadt Halle (Saale) in H6he von bis zu 200.361,60 Euro
unter Einhaltung des vertragsgeméaflen Zeitpunkts zur Aufbringung des stadtischen
Eigenanteils und somit zur Sicherung der Gesamtfinanzierung des Ausbaus einer
Kletterhalle, einer Badmintonhalle, eines Sanitérbereiches sowie eines Multifunktions-
und Kursbereiches im Sportparadies Bdéllberger Weg 185.

(PSP-Element 1.51108.06 — Fordermittelprogramm Stadtumbau)

zu 7.5 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 112.1 ,,Nahversorgungszentrum
Ammendorf — Merseburger StraBe“ — Satzungsbeschluss
Vorlage: VI/2017/03172
- erneute Behandlung wegen Widerspruch des Oberbirgermeisters -

Herr Lange wies darauf hin, dass die Vorlage erneut abgestimmt werden muss auf Grund
des Widerspruches des Oberbirgermeisters.

Daraufhin erlauterte Herr Staglin noch einmal die Thematik. Hierbei gab es ein mehrheitlich
zugestimmtes  Abwéagungsergebnis der 6ffentlichen  Auslegung und dann eine
Stimmengleichheit bei der Satzungsvorlage, welches zu einer Ablehnung flhrte. Aus dem
Ergebnis heraus konnte die Verwaltung nur eine nachteilige Situation feststellen. Die
Verlasslichkeit gegeniiber Investoren steht dabei im Raum und mit dem Beschluss des
Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes gibt es die Entscheidung des Stadtrates, in
Ammendorf einen Zentrumbereich zu entwickeln. Es gibt aktuell einen Vorhabentrager fir
einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan, sagte Herr Staglin weiter.

Den Widerspruch des Oberblrgermeisters konnte Herr Feigl nicht nachvollziehen. Inhaltlich
bezieht sich dieser auf den Vertrauensschutz des Investors. Hierzu gab er einen kurzen
Ruckblick Uber das Vorhaben zum Satzungsbeschluss. Seine Fraktion konnte der Vorlage
unter anderem nicht folgen, da sich mehrere Rahmenbedingungen gedndert haben. Was
dringend bendtigt wird, ist eine qualifizierte Betrachtung aller Auswirkungen und
Einzelhandelseinrichtungen im sudlichen Stadtteil. Die Fokussierung auf eine einzelne
Ansiedlung macht keinen Sinn.

Herr Schied konnte den Aussagen von Herrn Feigl folgen. Er machte auch deutlich, dass es
vorab bereits eine starke Opposition fur eine Ablehnung gab.

Auf die Mdglichkeit eines Anderungsantrages wies Herr Wolter hin. Dieses Instrument hat
sich aber keine Fraktion zu Nutzen gemacht, stellte er klar. Des Weiteren wird seine Fraktion
der Vorlage mehrheitlich zustimmen auf Grund von Rucklaufen von den Anwohnern und den
weiteren Ausfihrungen der Verwaltung.
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Herr Dr. Wend beflrwortete den Widerspruch des Oberbirgermeisters, da sich dieser auf
die inhaltliche Entscheidung im Interesse der Stadt bezieht. Seine Fraktion sprach sich flr
eine Umsetzung des Beschlusses aus.

Laut Kommunalverfassung steht es dem Oberbirgermeister zu, bei Nachteiligkeit in den
Widerspruch zu gehen, erklarte Herr Oberbtrgermeister Dr. Wiegand.

Im Grunde sollte es darum gehen, den Handel in der Stadt geordnet zu planen, sagte Herr
Schied. Dabei sollten auch die A- und B-Zentren geschutzt werden und die Nahversorgung
zu sichern.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:

1. Der Stadtrat beschlieRt den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 112.1
.Nahversorgungszentrum Ammendorf — Merseburger Stralle“ gemalR § 10 Abs. 1
BauGB in der vorgelegten Fassung vom 19.07.2017 als Satzung. Der Vorhaben-
und ErschlieBungsplan ist Bestandteil der Satzung.

2. Die Begrindung mit dem Umweltbericht in der vorgelegten Fassung vom
25.09.2017 wird gebilligt.

zZu 7.8 Baubeschluss zur FluthilfemalRnahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau
Eissporthalle (Sparkassen-Eisdom), Selkestraf3e 1, 06122 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03098

zu 7.8.1 Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fur Halle - NEUES FORUM zum
Baubeschluss zur FluthilfemalRnahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau
Eissporthalle (Sparkassen-Eisdom), Selkestral3e 1, 06122 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03512

Auf Antrag der CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale), Fraktion DIE LINKE im Stadtrat
Halle (Saale) und SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) wurde zu diesem Tagesordnungspunkt
ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange

Wir kommen zum Punkt 7.8, das ist der Baubeschluss zur FluthilfemalRinahme Erweiterung
Ausbau der Eissporthalle (Sparkassen-Eisdom). Da haben wir einen Anderungsantrag. Gibt
es erstmal Wortmeldungen? Zuerst Herr Wolter, dann Herr Dr. Meerheim und danach Herr
Aldag.

Herr Wolter

Sehr geehrte Damen und Herren, Herr Oberbirgermeister, wir haben intensiv diskutiert in
den verschiedenen Ausschissen. Daraufhin hatte auch die Verwaltung dann selbststandig
die Erweiterung der Vorlage gemacht mit dem Zusatz der Informationspflicht gegenuber des
Stadtrates bei Veranderungen.

In unserer Beratung am Montag, wo man so ein bisschen auf Distanz geht und Reflektion zu
dem, was man da im Prozess entschieden hat, haben wir noch mal festgestellt, dass uns das
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weder konkret noch ausreicht, um hier die Risiken zu fassen, die einfach bestehen. Das
wissen wir alle, dass in der Diskussion auch zu anderen Fluthilfeprojekten auch ganz
nachweisbar, dass es da Zu Kostensteigerungen, Kostenveranderungen,
Kostenanpassungen gekommen ist. Auch hier ist es so, dass bestimmte
Ausschreibungsvorgéange auch in der gesamten Umfassung noch nicht so definiert sind,
deswegen wollen wir gerne diese Anderungen noch mit einbringen. Das ist eine Erweiterung
der Beschlussvorlage, dass hier die Verwaltung uns mitnimmt und wir auch beschlussféahig
sind, in welcher Art Veranderungen vielleicht passieren.

Im Moment ist die Anderung oder die Erweiterung, die die Verwaltung selbst vorgenommen
hat, nur, ich sage mal, eine Nachinformationspflicht, eine Selbstverpflichtung, das ist normal.
Das ist zwar jetzt noch mal ausgeschrieben, und deswegen bitten wir hier sozusagen, diese
Erweiterung der Beschlussvorlage durch unseren Antrag durch Zustimmung zu erméglichen.

Ansonsten ist es so, dass wir hier fur den Eissport, das ist am Montag in unserer Fraktion
auch noch mal intensiv diskutiert worden, eine gigantische Summe vornehmen. Vor allen
Dingen, das muss auch der Stadt oder den, sage ich mal, Freizeitsportlern oder auch den
Leistungssportlern absolut bewusst sein, das ist eine Summe, die gerade durch diese
Betriebskostensteigerung Auswirkungen haben wird auf den Sport allgemein. Die werden wir
wahrscheinlich nicht komplett abfangen koénnen, sondern es wird strategisch zu
Veranderungen kommen. Deswegen ist es uns auch wichtig, hier das Risiko zu fassen. Und
nicht noch weitere Risiken dort in irgendeiner Form mit reinzuschreiben. Der Hauptgrund ist,
das wissen Sie, dass es hier darum geht, dass ein Férdermittelbescheid noch nicht vorliegt.
Die, sage ich mal, Angebote fir die Ausfiihrungen bestimmter Bauleistungen auch noch nicht
vorliegen, insofern denke ich, dass es absolut verantwortlich und richtig ist, wenn wir hier
diese Erweiterung vornehmen.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Herr Wolter, das Thema was Sie ansprechen, ist vollkommen korrekt. Wenn ein endgiltiger
Fordermittelbescheid nicht vorliegt, werden auch keine Auftrdge ausgeldst. So hatten wir uns
in den letzten Wochen auch verstandigt, und das wird auch in Zukunft so sein. Das Risiko ist
Uberhaupt nicht zu vertreten. Wenn die Summe nicht gedeckt ist, besteht von unserer Seite
und da habe ich auch alle Bereiche, alle Geschaftsbereiche angewiesen, keine Auftrage
auszulésen, wenn wir nicht volle Deckung dazu haben. Und alles andere ware auch nicht
vertretbar. Dieses, nach den Erfahrungen, die wir gemacht haben, ist in den letzten Wochen
auch so durchgestellt worden und danach werden wir auch kinftig so verfahren. Unabhéngig
jetzt zu lhrer Erganzung.

Herr Lange
Herr Dr. Meerheim bitte.

Herr Dr. Meerheim

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, liebe Kollegen. Herr Oberbirgermeister, ich finde das gut,
was Sie gesagt haben und hatte das auch gerne wortwortlich festgehalten im Protokoll. Ich
will namlich auf etwas verweisen, was bisher passiert ist. Wir reden hier Gber eine Summe
insgesamt, wenn es beim Férdermittelbescheid geht, von tber 22 Mio. Euro. Meine Damen
und Herren, wir haben bisher eine GroRenordnung, wenn die Auskinfte im Finanzausschuss
stimmen, von bisher knapp 300.000 Euro an Fordermitteln zugewiesen bekommen. Das
auch nur im Rahmen einer vorlaufigen Fordermittelbescheinigung. Selbst die ware
widerrufbar nach jetzigem Stand der Dinge. Wir gehen also ein gewaltiges Risiko ein,
insofern ist der Zusatz, den wir im Finanzausschuss dann gewahlt haben, der jetzt in der
Beschlussvorlage von der Stadtverwaltung formuliert ist, vollig korrekt. Weil wir haben
namlich schon die Zwischenlésung in H6he von rund 5 Mio. Euro, wenn man die
Abrisskosten mit dazu nimmt, zu 100 % vorfinanziert und noch keinen Euro gesehen. Und
wir wollen jetzt noch einmal 17,8 Mio. Euro in die Hand nehmen. Da ist dieser Zusatz, den
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wir gewahlt haben, mehr als eine Sicherheitsleine.

Und den Zusatz, den der Oberblrgermeister jetzt hier mindlich vorgetragen hat, der muss
ein APO Diktum sein innerhalb der Verwaltung. Wir sind schon mit 5 Mio. Euro in Vorleistung
gegangen, mehr geht nicht, meine Damen und Herren. Und da bitte ich auch den
Anderungsantrag nochmal zu (iberdenken, was die ProzentgroRe betrifft. 5 % sind bei der
Summe immerhin fast 1 Mio. Euro, ob das nicht zu viel ist. Ich, also wenn ich 1 Mio. Euro
sozusagen drunter bin.

Und wir haben ja auch schon noch an anderer Stelle heute den Auftrag, sozusagen im
Rahmen der Haushaltsberatungen dann fir Versorgung zu sorgen, Aula meinte ich, also
finanziell das sozusagen zu regeln, wenn ich jetzt hier fast mit 1 Mio. Euro Unterdeckung
herlaufe gegeniber der Antragsstellung, dann halte ich das fur ziemlich geféahrlich.
Deswegen sollte man, wenn man sowas einfiigt, noch mal Giber die Prozente bei denen wir
mit der Verwaltung nochmal reden missen, ob die MaRnahme durchgefuhrt wird oder nicht
in der GroRenordnung, sollte man vielleicht nochmal driiber reden. Das ist jetzt ein Hinweis.
Grundsatzlich ja, eine Reil3leine irgendwo einziehen, aber ob 5 % ausreichend sind, ob man
nicht noch weiter nach unten geht, weil3 nicht ob das vernunftiger wére.

Herr Lange

Sollte es irgendwann zu einem Antrag lhrerseits kommen, Herr Dr. Meerheim, wirde ich Sie
bitten, das dann schriftlich vorzulegen. Ansonsten kénnen Sie sich auch noch mal kurz
verstandigen.

Jetzt habe ich Herrn Aldag als Nachsten.

Herr Aldag

Herr Vorsitzender, Herr Oberbirgermeister, liebe Kolleginnen und Kollegen. Hinsichtlich des
Themas, das gerade besprochen wurde, ist meins fast banal. Deswegen mdchte ich es aber
trotzdem noch mit einbringen. Ich hatte einen Teilaspekt der Fluthilfemanahme bereits im
Ordnungs- und Umweltausschuss angesprochen. War dort etwas verwundert, dass niemand
Uber den Sachverhalt sprechen wollte, obwohl es doch bei diesem Teilaspekt, den ich
angesprochen habe, um eine sehr groRe grof¥flachige Versiegelung geht in Form der
Parkflachen, die dort gebaut werden.

Es wollte nicht behandelt werden im Umweltausschuss, ich habe dahingehend noch mal bei
Frau Dr. Marquardt nachgefragt, welcher Grund denn dahinter steckt, dass es vollversiegelt
wird. Es wurde erwédhnt, Frau Dr. Marquardt hat erwdhnt, dass die Flache dort nicht
versicherungsfahig ist und dass wir dort im Boden Schadstoffe haben, die wenn sie
versickern wiuirden, dann auch ausgewaschen werden konnen. Das ist flr mich
nachvollziehbar. Trotzdem finde ich es schade, dass es nicht gelungen ist im Vorfeld der
ganzen Planungen, eine technische Losung zu finden Uber Drainagen, das Wasser so
abzusammeln, dass man tatsédchlich aus dieser groRen Flache, aus diesem grol3en
Parkplatz, der jetzt vollversiegelt ist und eigentlich nur tempordr genutzt wird, eine
teilversiegelte Flache machen kann.

Und es ist fast eigentlich schon ein Schildbtirgerstreich, wenn wir aus Fluthilfemalinahmen
etwas finanzieren und dann Flachen vollversiegeln. Und wir wissen alle, dass vollversiegelte
Flachen vermehrt auch dazu fuihren, dass es zu Hochwasserereignissen kommen kann. Das
wollte ich einfach noch mal zu Protokoll geben, dass wir hier in Zukunft im Vorfeld besser
drauf achten, was wir dort machen. Und gerade wenn wir mit Fluthilfemal3nahmegeldern
sowas finanzieren, man auch technische Losungen sucht, um solche temporaren Flachen
eben nicht vollzuversiegeln, sondern eben nur teilzuversiegeln.

Herr Lange
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Als nachster Redner hat Herr Krause das Wort.

Herr Krause

Wir haben nach einer intensiven Diskussion im Finanzausschuss im Grunde ja eine gute
Regelung gefunden, die wir dem Beschlusstext beigefigt haben, um das Risiko zu
minimieren, was die Vorleistung durch den stadtischen Haushalt angeht.

Allerdings allein schon diese Regelung bringt ein solches grol3es Projekt ein Stuck in Verzug,
das muss man wissen. Und das ist nicht unbedingt férderlich fir den Ablauf dieses ganzen
Projektes. Das mussten wir aber in Kauf nehmen bei der Risikoabwégung. Und ich halte es
auch fur vernlinftig, was wir da gemacht haben. Diesen Anderungsvorschlag werden wir
nicht mit tragen, weil der im Grunde das Risiko nochmal ein ganzes Stick erhtht aus
unserer Sicht und nicht minimiert. Ich nehme das zur Kenntnis, was Sie gesagt haben Herr
Oberbirgermeister, noch mal zur Erklarung der Sache. Und wir verlassen uns auch drauf,
dass das in dieser Richtung so funktioniert. Jede weitere Storung in diesem Projekt wére aus
meiner Sicht schadlich.

Herr Lange
Jetzt Herr Wolter zuerst und dann Herr Dr. Meerheim. Nein, ach so.

Herr Wolter

Ich wollte jetzt nur kurz reagieren. Einerseits, wenn es da jetzt den Bedarf gibt das in
irgendeiner Form, sage ich mal, kleiner zu fassen so einen Fehlbedarfsbetrag. Wir dachten
das 5 % bei diesen 17 Millionen eben 850.000 Euro entsprechen und deswegen auch bei der
Gesamtsumme naturlich, so wie wir das teilweise auch im Vergabeausschuss bei Vergaben
haben, wo es dann einfach eine Informations- oder Korrekturpflicht ist. Aber wir verschliel3en
uns da nicht, ein Ansinnen. Das ist natirlich eine groRe Summe. Es geht ja hier darum, dass
eine Unterfinanzierung definiert wird, ansonsten meine Damen und Herren, und Herr Krause
besonders, wenn wir das nicht tun, dann ist bei einer Veranderung innerhalb des
Fordermittelbescheides sozusagen die Verwaltung mit unserem Beschluss heute beauftragt
Umsetzung anzuzeigen. Also wenn Sie sagen okay, mir ist das egal, wir kriegen nur 20
Millionen sage ich mal, wir kriegen nicht 22 Millionen, dann haben Sie sozusagen heute den
Auftrag erteilt. Das ist uns am Montagabend erst bewusst geworden, dass es auch mit
dieser, sage ich mal, Fordermittelbescheidinfo an den Stadtrat nicht ausreicht. Weil, und das
ist der Punkt vor allen Dingen, weil es dann Modifizierungen geben muss, die wir gerne noch
mal diskutieren wollen. Oder wo wir als Stadtrat die Moglichkeit haben, da bestimmte, sage
ich mal, Ausbaustufen, Ausbauqualitdten, Zuschauerzahl, was es auch immer betrifft, weil
ansonsten macht das die Verwaltung eigenstandig und man kann sagen, okay wir vertrauen
da. Wir sehen aber die Notwendigkeit vielleicht auch eine gewisse Mitfinanzierung oder
sonstige Themen auch mit zu diskutieren, und da ist, glaube ich, auch die Verwaltung dran
interessiert.

Und der andere Punkt ist, dass eben der Vorschlag, den wir diskutiert haben am Montag,
zum Finanzausschuss vor allen Dingen, betrifft wirklich nur die Informationspflicht, wenn der
Fordermittelbescheid vorliegt. Das ist das, was wir verabredet haben und das, was Herr
Oberbirgermeister ausgefiihrt hat war ja der Punkt, wo Frau Dr. Marquardt beschrieben hat,
hier Auftrage, erst wenn Fordermittelbescheid da liegt. Und das ist ja Konsens gewesen, das
greifen wir ja auch nicht an.

Herr Lange
So, Herr Krause. Ich habe jetzt erst mal nur Herrn Dr. Meerheim als Wortmeldung, aber
Sie...Wollen wir erst mal Herrn Meerheim noch mal reden lassen?

Herr Dr. Meerheim
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Also ich wiirde den Antrag stellen, den letzten Satz, also den zweiten Satz zu streichen.
Dann haben wir namlich genau das, was Herr Wolter jetzt vorgetragen hat und zwar zu 100
% abgewogen, dass bei einer Unterfinanzierung sozusagen das Antragsvolumen im
Fordermittelbescheid der Rat nicht nur informiert wird, sondern dass er neu damit befasst
wird.

Das hat auch noch einen anderen Hintergrund: Wir haben in den letzten Sitzungen im
Finanzausschuss und zum Teil ja auch im Stadtrat hier erfahren, dass bei vielen laufenden
Planungen und BaumaRnahmen, sei es nun FluthifemaRnahme oder aufRerhalb der
Fluthilfemalinahme, enorme Kostensteigerungen insbesondere Baukosten sozusagen jetzt
anzutreffen sind inzwischen, wenn man sich das mal anguckt die letzten Beschliisse, die wir
so hatten, zwischen 15 bis zu 30 % gegen den urspringlichen Planansatzen. Jetzt im
Nachgang sozusagen bedient werden mussten. Gott sei Dank haben die Fluthilfemittel
sozusagen mitgezogen. Das habe ich aber im Fordermittelbescheid noch nicht stehen, das
wirde ich dann gerne, wenn es solche Moglichkeiten gibt, dass das im Fordermittelbescheid
zumindest als Kann-Bestimmung mitgenommen wird. Ansonsten kommen wir in eine
Situation, wenn der Foérdermittelgeber das nicht zulasst, dass wir dann naturlich bei 30 % bei
So einer Summe, wenn wir jetzt mal die Baunebenkosten abziehen , das waren ja schon
knapp 5 Millionen, dann landen wir bei knapp 13 und davon dann 30 %. Halleluja, da méchte
ich nicht driber nachdenken, wenn wir das selber bezahlen muissten, wenn der
Fordermittelgeber, ich sage mal jetzt nicht mitgeht anteilig.

Dieses Risiko haben wir hier noch gar nicht betrachtet. Das ist ja blo3 bis zum Zeitpunkt der
Erstellung des Bescheides auf Grund der Antragslage. Da haben wir ja noch keine Angebote
etc. vorliegen. Wir missten dann also schon, glaube ich, wenn der Férdermittelbescheid
vorliegt, selbst wenn er in der Grenze ist, fortlaufend informiert werden bei diesen Dingen wie
der Sachstand diesbeziiglich ist. Das ist jetzt einfach eine Bitte, weil das kbénnen wir nicht
alles wahrscheinlich verhandeln. Aber ich wiirde den Antrag stellen, den letzten Antrag zu
streichen, dann bleibt der erste Satz immer noch verdammt wichtig und der wiirde genau das
machen, was Herr Wolter vorgetragen hat. Wir wirden nicht nur informiert, sondern in jedem
Falle einbezogen werden muissen.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Herr Meerheim, die Sache hat in dem Moment einen Haken, wenn der Punkt, den Sie
angefihrt haben, wenn der Fdrdermittelgeber tatsachlich sagt, die Unterdeckung wird
finanziert. Dann wirde namlich genau das eintreten, was Herr Krause gesagt hat. Dann
wlrde namlich eine Verzégerung eintreten. Wenn ich mit jeder Unterdeckung erst mal zu
Ihnen kommen muss, obwohl der Férdermittelgeber sagt, ich nehme die Mehrkosten mit und
ich gebe sie zusatzlich in den Fdrdermittelbetrag rein, dann haben wir eine erhebliche
Verzégerung. Und da bin ich dicht bei Herrn Krause, der ja diese Argumentation auch
gefuhrt hat. Und deshalb miussen wir sehen, dass wir in irgendeiner Weise eine
Kompromisslosung finden. In dem Moment, wenn der Fordermittelgeber signalisiert, er zahlt
das, was fehlt, dann ist das eine Situation, wo der Prozess an und fir sich nicht angehalten
werden muss.

Herr Lange

Okay. Jetzt ist es mdglich, einen Kompromiss zu finden, indem wir eine Auszeit nehmen.
Herr Krause hat das beantragt gehabt und ich...

Herr Krause

Ich  wirde vorschlagen, dass die Fraktionsvorsitzenden und auch der
Hauptverwaltungsbeamte mal kurz sich im Wappensaal treffen.

Herr Lange
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Ja, super. Und dann finden wir doch da einen Weg.
funfmindtige Auszeit

Herr Lange
So meine Damen und Herren, es gibt eine Einigung und die tragt Herr Wolter vor.

Herr Wolter )
Ja, wir wirden in unserem Anderungsantrag den letzten Satz ersatzlos streichen.

Herr Lange
Der zweite Satz soll gestrichen werden und Herr Dr. Wiegand noch mal fir die Verwaltung.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Ich mochte aus der Sicht der Verwaltung auch noch mal deutlich machen, dass wir mit jeder
Anderung, die tiefer ist als eine Foérdermittelbescheidung, natiirlich selbstverstandlich in die
zustandigen Gremien gehen. Wenn, und das ist das Entscheidende, wenn nicht durch die
Projektsteuerung sichergestellt werden kann, dass wir diesen Betrag auffangen und das ist
ja eigentlich auch die entscheidende Botschaft. Wenn es uns gelingt, den etwas niedrigeren
Fordermittelbescheid durch eigene Optimierungen in der Planung so auszugleichen, dass wir
das hinbekommen, dann brauchen wir natirlich auch nicht in die Gremien zu gehen. Und
das bedeutet natlrlich, dass wir die Mdglichkeit haben, entsprechend in Absprache die
entsprechenden Optimierungen dann vorzunehmen, um die Summe genau einzuhalten. Die
Kunst dessen ist es, genau die Summe des Fordermittelbescheides einzuhalten. Und so wie
wir abweichen und daruber hinausgehen und wir es nicht einhalten konnen, dann kommen
wir sofort unverziglich in die Gremien.

Herr Lange
Gut, so eigentlich sind beide Seiten jetzt abgesichert. Aber Herr Bernstiel méchte noch etwas
sagen.

Herr Bernstiel

Sehr geehrter Herr Oberbiirgermeister, werte Kolleginnen und Kollegen, jetzt habe ich doch
noch mal eine Nachfrage zu dem, wie das jetzt verstanden ist. Weil der Oberbirgermeister
hat es so ausgeflihrt, wie ich die Foérderrichtlinie auch verstehe. Also fur den Fall, im
Bauprozess stellt man fest es wird teurer und man kann sich dann mit dem
Fordermittelgeber einigen, muss dann fir diesen Fall schon ein Stadtratsbeschluss
herbeigefiihrt werden. Also ist der Antrag so zu verstehen? Oder ist er so zu verstehen, dass
erst dann ein Beschluss herbeigefihrt werden muss, wenn diese Einigung mit dem
Fordermittelgeber zum Beispiel nicht zustande kommt? Das kann ich namlich da jetzt nicht
rauslesen. Und dann ware es ndmlich, wenn ersteres der Fall wére, tatséchlich so, dass wir
dann mit diesem Antrag so ein Bauprojekt verzogern konnten. Ich kenne es aus anderen
Fluthilfeprojekten so, dass es tatséchlich sein kann es wird teurer, dann spricht man mit der
IB. Die IB sagt ihr kriegt mehr Geld und dann ist das geeinigt. Aber das wuirde ich jetzt gerne
noch mal wissen wollen, bevor wir das hier beschlie3en.

Herr Lange
Herr Wolter.

Herr Wolter

Ja, Sie springen schon sozusagen in die Perspektive der Umsetzung. Das ist ja eine
Beschlussvorlage und darauf bezieht sich natirlich der Anderungsantrag und darauf bezieht
sich auch der Fordermittelbescheid, natirlich auf den Antrag, der jetzt gestellt wird. Wenn es
da eine Unterfinanzierung gibt. Und wenn es da Modifizierungen und Erweiterungen gibt, ist
es naturlich dann auch enthalten nach Férdermittelbescheid. Das ist ja darin enthalten
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schon, also in unseren Richtlinien. Also insofern, der Anderungsantrag bezieht sich nicht auf
morgen, sondern eben auf das, was wir heute beschliel3en.

Herr Lange

Alle Unklarheiten beseitigt. Und dann kdnnen wir abstimmen. Wer dem geanderten
Beschluss, dem geanderten Anderungsantrag zustimmt, bitte ich um das Kartenzeichen. Das
ist eine klare Mehrheit. Die Gegenstimmen? Die Stimmenenthaltungen? Dann ist das bei
wenigen Stimmenenthaltungen einstimmig angenommen.

Wer der geanderten Beschlussvorlage zustimmt, bitte ich um das Kartenzeichen. Auch das
ist eine klare Mehrheit. Die Gegenstimmen? Die Stimmenenthaltungen? Damit ist das so
angenommen bei wenigen Stimmenenthaltungen.

zu 7.8.1 Anderungsantrag der Fraktion MitBURGER fur Halle - NEUES FORUM zum
Baubeschluss zur FluthilfemalRnahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau
Eissporthalle (Sparkassen-Eisdom), Selkestraf3e 1, 06122 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03512

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:
Der Beschlussvorschlag wird erganzt:

Wenn die Gesamtinvestition durch den Fordermittelbescheid unterfinanziert sein

sollte, wird der Beschluss dem Rat erneut vorgelegt. Als-Grenze-desFehlbetrages
werden-maximal5-Prozentder- Gesamtsummefestgelegt:

Zu 7.8 Baubeschluss zur FluthilfemalRnahme Nr. 65 b Erweiterung und Ausbau
Eissporthalle (Sparkassen-Eisdom), Selkestral3e 1, 06122 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03098

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlie3t die weiterfihrende Planung sowie die Erweiterung und den Ausbau
des derzeitigen Sparkassen-Eisdoms zu einer Eissporthalle entsprechend der Richtlinie Uber
die Gewahrung von Zuwendungen zur Beseitigung der Hochwasserschaden 2013 (Richtlinie
Hochwasserschaden Sachsen-Anhalt 2013).

Die Auftrdge werden erst nach dem Vorliegen des endgiltigen Fordermittelbescheids
ausgelost. Die Verwaltung informiert den  Stadtrat, sobald der endgiltige
Fordermittelbescheid vorliegt.

Wenn die Gesamtinvestition durch den Fordermittelbescheid unterfinanziert sein sollte, wird
der Beschluss dem Rat erneut vorgelegt.
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zu 7.9 Baubeschluss zum Abriss und Ersatzneubau der Freiwilligen Feuerwehr
Doélau, Am Brunnen 6, 06120 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03203

Herr Lange tUbergab das Wort an Herrn Feigl.

Herr Feigl lobte das Vorhaben zum Ersatzneubau der Freiwilligen Feuerwehr Ddlau und hob
dabei die Bauweise hervor und die Eingliederung in den landlich gepragten Raum. Eine
Aufstellung einer Fahrradabstellanlage ware allerdings wiinschenswert.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:
Der Stadtrat beschliel3t den Abriss und den Ersatzneubau der Freiwilligen Feuerwehr Ddlau.
zu 7.10 Baubeschluss zur Fluthilfemalinahme Nr. 178 Fritz-Kiel3ling-Stra3e/Wilhelm-

Grothe-StralRe
Vorlage: VI/2017/03227

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3t die Realisierung der FluthilfemalRnahme Nr. 178 Fritz-KieR3ling-
StralRe/Wilhelm-Grothe-Stral3e entsprechend der Richtlinie GUber die Gewahrung von
Zuwendungen zur Beseitigung der Hochwasserschaden 2013 (Richtlinie
Hochwasserschaden Sachsen-Anhalt 2013).

zu 7.11 Bebauungsplan Nr. 185 ,,Ostliches Konigsviertel“ - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI/2017/03267

zu 7.11.1 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur
Beschlussvorlage Bebauungsplan Nr. 185 "Ostliches Konigsviertel" -
Aufstellungsbeschluss (Vorlagen-Nr.: VI/2017/03267)
Vorlage: VI/2017/03404

Herr Lange uibergab das Wort an Herrn Staglin.

Herr Staglin verwies auf die Ausfihrungen des Oberbirgermeisters in seinem Bericht und
bat um Zustimmung zur Vorlage.

Der Riebeckplatz bietet eines der grofiten Entwicklungspotentiale der Stadt, sagte Herr
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Eigendorf. Bereits mit dem Beschluss zum ,Leitbild Riebeckplatz“ wurde dem Rechnung
getragen; indem war dieser auch als Standort fiir ein Hotel- und Kongresszentrum
vorgesehen. Aktuell ist der Sachstand aber ein anderer, eine Hotelnutzung gibt es nicht mehr
und die Frage zum studentischen Wohnen steht im Raum. Ein Beschluss ist dringend
notwendig, um ein stadtentwicklungspolitisches Projekt voranzutreiben. Seine Fraktion wird
dem Aufstellungsbeschluss zustimmen.

Herr Dr. Meerheim informierte, dass seine Fraktion den Anderungsantrag unter
Tagesordnungspunkt 7.11.1 zuriickzieht. Mit dem Investor sollte die Verwaltung in Bezug auf
die Griin- und Spielflachen dennoch in Kontakt treten.

Weiter sagte Herr Dr. Meerheim, dass man nicht von vornherein studentisches Wohnen
ablehnen sollte; dies ware auch rechtlich anfechtbar. Nach Aussage der Eigentimerin des
Maritim-Hotels wéaren diverse  Nutzungen mdglich. Seine Fraktion wird den
Aufstellungsbeschluss ablehnen; auch aus dem Grund, dass die Frage der finanziellen Mittel
ungeklart ist. Weiter wies er darauf hin, dass es in Deutschland kein Kongresszentrum gibt,
welches ohne staatliche Unterstitzung auskommit.

Herr Feigl konnte die Aussagen von Herrn Dr. Meerheim unterstiitzen. Es geht darum, dass
der Riebeckplatz an dem Standort weiterentwickelt werden sollte und dem sollte nichts
entgegenstehen. Des Weiteren hétte er sich mehr Informationen zu den Auswirkungen auf
die Stadt gewiinscht, wenn ein Hotel- und Kongresszentrum gebaut wird. Seine Fraktion wird
der Beschlussvorlage nicht zustimmen.

Herr Wolter machte deutlich, dass die Verwaltung die Vorlage auf Grund der offenen Fragen
hatte zurlickziehen sollen. Er wollte wissen, welcher Antrag genau vom Maritim-Hotel vorliegt
und ob es rechtlich zuldssig ist, wahrend der Frist zur Antragsstellung einen Beschluss zu
fassen.

Der Verwaltung lag ein Antrag auf sanierungsrechtliche Genehmigung in Bezug auf
Errichtung, Nutzungsénderung baulicher Anlagen, Veréduferung des Grundstuckes und
schuldrechtlicher Vertrag vor, entgegnete Herr Staglin. Dieser Antrag war nicht
bescheidungsfahig, da er nicht komplett war. Dementsprechend liegt keine Antragslage vor.
Bei dem Bebauungsplan geht es darum, die Sanierungsziele zu konkretisieren. Es ist
madglich, auf dieser Basis eine sanierungsrechtliche Genehmigung zu versagen. Dem
Antragssteller stehen dann dementsprechende Rechtsmittel offen.

Herr Wolter blieb bei seiner ablehnenden Haltung.

Herr Peinhardt konnte das Ansinnen des Aufstellungsbeschlusses zu grof3en Teilen

nachvollziehen. Er informierte, dass seine Fraktion einen Anderungsantrag mit folgendem

Inhalt einreicht:

Die Beschlussvorlage wird um nachfolgende Punkte erganzt:

5) Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bis zum 30.06.2018 Investoren fur den Bau
und Betrieb eines Hotels sowie eines Kongress- und Tagungszentrums
entsprechend des Bebauungsplans zu suchen und entsprechende Gesprache zu
fuhren. Der Stadtrat ist unverziglich Uber neue Sachstande zu informieren.

6) Sollte in dieser Zeit kein verbindlicher Investor gefunden werden, entfallt die
Rechtswirksamkeit des Aufstellungsbeschlusses, was zu dessen Aufhebung fiihrt.
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Herr Krause machte in Bezug auf die Aussagen von Herrn Feigl deutlich, dass mit dem
Beschluss keine Investition verhindert werden soll. Wenn der Beschluss gefasst wird, geht er
davon aus, dass eine Investition ermdglicht wird. Er hatte sich im Finanzausschuss zu den
Folgekosten und einer Marktanalyse erkundigt. Hierzu gab es eine entsprechende Auskunft.
Den Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion befand er fir sinnvoll.

Herr Schied wies darauf hin, dass es laut Leitbild kein Kongresszentrum an dieser Stelle
gibt. Er wollte wissen, ob der Aufstellungsbeschluss unter Vorbehalt getroffen werden soll.

Herr Staglin erklarte zum Anderungsantrag, dass es sich bei Punkt 5 um einen separaten
Antrag handelt. Es ist kein ordindres Thema im Bebauungsplanverfahren, ein
Bebauungsplan ist keine Projektentwicklung. Es gibt beim Aufstellungsbeschluss keinen
Automatismus, dass dieser nicht weiterverfolgt wird, wenn ein Ergebnis nicht passt.

Wenn der Beschlusspunkt 5 des Anderungsantrages umgesetzt ist und vorliegt, wird die
Verwaltung Uberlegen, eine Vorlage zur Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses
vorzulegen. Oder es gibt die Maoglichkeit einer politischen Initiative, einen Antrag
einzureichen ein Bebauungsplanverfahren nicht weiterzufihren und dementsprechend das
Verfahren einzustellen.

Die Stadt Halle (Saale) ist eine Stadt der Wissenschaft, studentisches Wohnen sollte somit
nicht von vornherein ausgeschlossen werden, machte Frau Dr. Brock deutlich. Wenn es
dazu kommen sollte, ware die obere Leipziger Stral3e belebter, was somit auch von Vorteil
ist. Ihre Fraktion wird dem Anderungsantrag zustimmen und die Beschlussvorlage ablehnen.

Zum flinften Beschlusspunkt bat Herr Peinhardt um rechtliche Stellungnahme.

Hierzu erklarte Herr Schreyer, dass mit dem Punkt ein separater Auftrag an die Verwaltung
ergeht, dies wirde aber keine unmittelbaren rechtlichen Auswirkungen auf den
Aufstellungsbeschluss haben.

Ziffer sechs musste in Bezug auf die Wirkung prazisiert werden, meinte Herr Schreyer. Die
Wirkung kann nicht sein, dass es automatisch zur Aufhebung kommit.

Daraufhin anderte Herr Peinhardt den sechsten Beschlusspunkt wie folgt ab: Sollte in dieser
Zeit kein verbindlicher Investor gefunden werden, entfalt—die—Rechtswirksamkeit—des
Aufstellungsbeschlusses,—was—zur—Aufhebung—desselben—fohrt—wird die Verwaltung

unverziglich eine Beschlussvorlage zur Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses einen

Aufhebungsbeschluss einbringen.

Die kurzfristig eingereichten Anderungen der CDU/FDP-Fraktion konnte Herr Wolter nicht
verstehen.

Herr Scholtyssek verteidigte den Anderungsantrag seiner Fraktion. Fur die Errichtung eines
Hotel- und Kongresszentrums in der Grof3enordnung, steht eigentlich nur die Flache am
Riebeckplatz zur Verfligung, stellte er klar. Es ist auch verstandlich, dass das
Tagungszentrum ein Zuschussbetrieb auf Dauer wird. Umso wichtiger ist es, das Thema
grandlich zu untersuchen.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand machte deutlich, dass es sich um einen
gemeinsamen Vorschlag von Verwaltung und Stadtrat handeln sollte.

Man sollte auch die Alternativstandorte tberdenken, meinte Herr Feigl.
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Es wird keinen Investor geben, der sich verbindlich &ufRert, solange fir ihn die
Eigentumsfrage und die Mdglichkeit der Umsetzung nicht besteht, sagte Herr Dr. Meerheim.

Herr Schied wollte wissen, ob mit Entschadigungsleistungen zu rechnen ist, wenn mit
Beschluss in die Eigentiimerrechte eingegriffen wird.

Die Begrundung wurde aus diesem Grund bereits mit den entsprechenden Passagen aus
dem Baugesetzbuch angepasst, erklarte Herr Staglin. Bei Auseinandersetzungen ware
dann zu prifen, was bei welchem Rechtsmittel das finanzielle Risiko wére. Die Diskussion
ware dann zu fuhren. Jetzt muss erst der Auftrag an die Verwaltung ergehen, mit dem
Vorhaben zu beginnen.

Herr Bonisch verteidigte den Anderungsantrag seiner Fraktion. Er fragte, von wem der Plan
zum Aufstellungsbeschluss initiiert wurde.

Es handelt sich um einen Vorschlag der Verwaltung, teilte Herr Oberblrgermeister Dr.
Wiegand mit.

Herr Krause bat um eine Auszeit. Herr Lange wies darauf hin, dass die Auszeit mit der
regularen Pause verbunden wird.

Auszeit und Pause

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des gednderten
Anderungsantrages und der Beschlussvorlage.

zu 7.11.1 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur
Beschlussvorlage Bebauungsplan Nr. 185 "Ostliches Konigsviertel" -
Aufstellungsbeschluss (Vorlagen-Nr.: V1/2017/03267)
Vorlage: VI/2017/03404

Abstimmungsergebnis: zurtickgezogen

Beschlussvorschlag:

1. Der Beschlusspunkt 3 wird erganzt:

Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begriindung
benannten Planungsziele

b) ohne das Ziel der Festsetzung eines Hotelstandortes. Eine studentische
Wohnnutzung am Standort des ehemaligen Maritim-Hotels soll mdglich sein.

2. Die ,Zusammenfassende Sachdarstellung und Begrindung“ zum
Aufstellungsbeschluss wird entsprechend geéndert.
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zu 7.11.2 Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Beschlussvorlage TOP 7.11 -
Bebauungsplan Nr. 185 ,,Ostliches Konigsviertel“ — Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI/2017/03267 -
Vorlage: VI/2017/03519

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:

Die Beschlussvorlage wird um nachfolgende Punkte erganzt:

5) Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bis zum 30.06.2018 Investoren fur den
Bau und Betrieb eines Hotels sowie eines Kongress- und Tagungszentrums
entsprechend des Bebauungsplans zu suchen und entsprechende Gesprache
zu fuhren. Der Stadtrat ist unverziglich Uber neue Sachsténde zu informieren.

wird die Verwaltung unverzuglich eine Beschlussvorlage zur Aufhebung des

Aufstellungsbeschlusses eiren-Aufhebunrgsbesehiuss einbringen.

zu 7.11 Bebauungsplan Nr. 185 ,,Ostliches Konigsviertel“ - Aufstellungsbeschluss
Vorlage: VI/2017/03267

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:

1. Der Stadtrat beschlieBt gemaR § 2 Abs.1 BauGB den Bebauungsplan Nr. 185
,Ostliches Konigsviertel“ aufzustellen.

2. Der Geltungsbereich umfasst die in der Anlage 2 zu diesem Beschluss dargestellten
Flachen mit einer GroRRe von etwa 3,6 ha.

3. Der Stadtrat billigt die in der zusammenfassenden Sachdarstellung und Begrindung
benannten Planungsziele.

4. Die in der Sachdarstellung und Begriindung unter Punkt 3 genannten sowie in der
Anlage 1 dargestellten Planungsziele stellen gleichzeitig die Prazisierung der
Sanierungsziele der Sanierungssatzung Nr. 2 ,Altindustriestandorte Merseburger
StraRe mit dem Grinderzeitviertel Sudliche Vorstadt® dar und sind auf
genehmigungspflichtige Vorhaben nach §144, §145 Baugesetzbuch auch wahrend
der Planaufstellung anzuwenden.

5. Der Oberbirgermeister wird beauftragt, bis zum 30.06.2018 Investoren fir den Bau
und Betrieb eines Hotels sowie eines Kongress- und Tagungszentrums entsprechend
des Bebauungsplans zu suchen und entsprechende Gesprache zu fihren. Der
Stadtrat ist unverziglich Uber neue Sachstande zu informieren.

6. Sollte in dieser Zeit kein verbindlicher Investor gefunden werden, wird die Verwaltung
unverziglich eine Beschlussvorlage zur Aufhebung des Aufstellungsbeschlusses
einbringen.
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zu 7.12  Vergabe des neuen Stralennamens Pféalzer Ufer
Vorlage: V1/2017/03292

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Beschlussvorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat bestatigt den Strallennamen Pféalzer Ufer fir einen Teilabschnitt des Uferweges,
abgehend von der Franz-Schubert-Stral3e in Richtung Wiirfelwiese.

zu 7.13  Antragstellung Stadtebauférderung - Programmjahr 2018
Vorlage: VI/2017/03157

zu 7.13.1 Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Beschlussvorlage —
Antragstellung Stadtebauférderung — Programmjahr 2018 — Vorlagen-Nr.:
V1/2017/03157 —
Vorlage: VI/2017/03402

Herr Lange lUbergab das Wort an Herrn Dr. Lammerhirt.

Herr Dr. Lammerhirt berichtete Uber die intensive Diskussion im Ausschuss fur
Planungsangelegenheiten. Auf Grund der noch ausstehenden Informationen von Herrn
Minister Webel, zieht die Fraktion ihren Anderungsantrag zurick.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

zu 7.13.1 Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Beschlussvorlage —
Antragstellung Stadtebauférderung — Programmjahr 2018 — Vorlagen-Nr.:
V1/2017/03157 —
Vorlage: VI/2017/03402

Abstimmungsergebnis: zuriickgezogen

Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschliel3t fir die anliegenden Investitionen in der Bugenhagenstralie
Forderantrage in das Programmjahr 2018 aufzunehmen und zwar fur die Vorhaben der
- Bau- und Wohnungsgenossenschaft Halle-Merseburg e. G. und
- Paul-Riebeck-Stiftung zu Halle an der Saale.
Die Aufnahme der zusétzlichen Forderantréage erfolgt vorbehaltlich
- der Erweiterung der Fordergebiete in der stidlichen Innenstadt durch den
Beschluss des fraktionsiibergreifenden Antrags mit der Vorlagen-Nummer:
VI1/2017/03349:
»~Anderungsantrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD und MitBURGER
far Halle - NEUES FORUM zur Beschlussvorlage — Integriertes
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Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025) — Vorlagen-
Nr.: VI/2017/03185“
sowie vorbehaltlich
- der Finanzierung durch Dritte.
Die
- Anlage Nr. 8:
.Malnahmen-, Kosten-, Finanzierungs- und Zeitplan bis PJ 2018, HHJ 2022*
- Forderprogramm: Stadtumbau — Aufwertung
- Fordergebiet: Sidliche Innenstadt
ist um die Antrage fir die genannten Investitionen zu erganzen.

zu 7.13 Antragstellung Stadtebauférderung - Programmjahr 2018
Vorlage: VI/2017/03157

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t die in der Anlage 1-11 benannten Vorhaben mit Programmjahr 2018
in der Stadtebaufoérderung zu beantragen.

zZu 7.14 Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle
2025)
Vorlage: VI/2017/03185

zu 7.14.1 Anderungsantrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM... zur Beschlussvorlage —
Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle
2025) — Vorlagen-Nr.: VI1/2017/03185
Vorlage: VI/2017/03349

zu 7.14.2 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zur Beschlussvorlage
"Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) ( ISEK Halle
2025)" V1/2017/03185
Vorlage: VI/2017/03353

Herr Lange tibergab das Wort an Frau Krimmling-Schoeffler.

Frau Krimmling-Schoeffler bedankte sich fir die geleistete Arbeit zum Integrierten
Stadtentwicklungskonzept beim Fachbereich Planen. Weiter gab sie einen kurzen Uberblick
Uber den Anderungsantrag ihrer Fraktion.

Die Aussagen von Frau Krimmling-Schoeffler konnte Herr Aldag nachvollziehen. Dem
Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion unter dem Tagesordnungspunkt 7.14.3 kann er
allerdings nicht folgen. Die Erweiterung der wassersportlichen Nutzung (bspw.
Wakeboardanlage) des Hufeisensees konnte er nicht fir gut heiRen. Dies wurde bereits
pressewirksam diskutiert. Er wies auch darauf hin, dass die Wasserwacht fur Ubungen
immer weniger Platz zur Verfigung stehen hat. Des Weiteren wird der Lebensraum fur
Wasservogel immer kleiner und die mangelnde Wasserqualitdt dirfe nicht auer Acht
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gelassen werden. Herr Aldag erklarte, dass seine Fraktion aus den genannten Griinden den
Anderungsantrag ablehnen wird.

Herr Krause beantragte die Einzelpunktabstimmung der Beschlusspunkte zum
Anderungsantrag unter dem Tagesordnungspunkt 7.14.2.

An die Fraktion DIE LINKE gerichtet sagte Herr Staglin, dass diese noch Anderungen
vornehmen wollte auf Grund des Architekturwettbewerbes in Bezug auf die Wérter fur die
Brennpunkte“. Dies wurde im Ausschuss fir Stadtentwicklung besprochen. Daraufhin
erklarte Herr Dr. Meerheim, dass die Worter gestrichen und ersetzt werden durch ,in“

Herr Bernstiel warb fir den Anderungsantrag seiner Fraktion. Diese steht auch voll hinter
dem Gesamtprojekt Hufeisensee als Freizeitareal; Wassersport gehort nun mal dazu.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der
Anderungsantrage und der Beschlussvorlage.

zu 7.14.1 Anderungsantrag der Fraktionen CDU/FDP, DIE LINKE, SPD und
MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM... zur Beschlussvorlage —
Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle
2025) — Vorlagen-Nr.: V1/2017/03185
Vorlage: VI/2017/03349

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Die Beschlussvorlage — Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK
Halle 2025) wird wie folgt geandert:

Teil D

3. Stadtumbaukonzepte

Stadtumbaukonzept Nordliche Innenstadt und Siudliche Innenstadt

Der Stadtrat beschliel3t die Erweiterung des Stadtumbaugebietes Studliche Innenstadt um
das Areal des Stadtviertels Gesundbrunnen zwischen Hafenbahntrasse und Grenze zum
Stadtviertel Nordliche Innenstadt, da hier stadtebauliche Missstande bestehen, welche durch
den Einsatz von Stadtebauférdermitteln (Programm Stadtumbau) behoben werden sollen.

Das als Fordergebiet auszuweisende Areal soll sowohl den Bereich des B-Planes 144 als
auch das Sportdreieck umfassen.

zu 7.14.2 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE zur Beschlussvorlage
"Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) ( ISEK Halle
2025)" V1/2017/03185
Vorlage: VI/2017/03353

Abstimmungsergebnis: Einzelpunktabstimmung

la)  mehrheitlich abgelehnt
24 Ja-Stimmen
28 Nein-Stimmen
3 Enthaltungen
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1b) mehrheitlich abgelehnt
1c) mehrheitlich zugestimmt nach Anderungen
1d) mehrheitlich zugestimmt
31 Ja-Stimmen
17 Nein-Stimmen
7 Enthaltungen

1f) einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Punkt 1 der Beschlussvorlage wird wie folgt geandert:

1. Denin der Anlage zu diesem Beschluss enthaltenen Entscheidungsvorschlagen der
Verwaltung Uber die Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen zum
Integrierten Stadtentwicklungskonzept ISEK Halle 2025 wird mit folgenden
Anderungen zugestimmt;

a)

b)

d)

Umgang mit weiteren Saalelibergangen — betrifft Abwagung Nr.3, 34, 40,68/68a,
69/69a

Der neue Beschlussvorschlag lautet: ,Die Machbarkeit, Effektivitat und
Notwendigkeit zusatzlicher Saalelibergange wird geprift (siehe Karte 11-5).

Gewerbliche Nutzung des Hafens Trotha regulieren — betrifft Abwagung Nr. 10,

11 Die Einwendungen werden mit folgendem Text berticksichtigt: ,das Vordringen
erheblich konfliktférdernder Industrie- und Gewerbenutzung im Bereich des
Hafens Halle wird reguliert. Dazu wird ein Bebauungsplanverfahren durchgefihrt.
Die Aspekte des Natur- und Hochwasserschutzes sowie Bedirfnisse der
umliegenden Wohnbebauung werden besonders berlicksichtigt.”

(Fachbeitrag Wirtschaft, Beschaftigung und Wettbewerbsfahigkeit)

Verstarkt Architektur- und Planungswettbewerbe nutzen - betrifft Abwagung Nr.39
Die Einwendung des BDA wird mit der vorgeschlagenen Anderung beriicksichtigt:
,Zu guter Baukultur in einer demokratischen Gesellschaft gehort unverzichtbar
eine Kultur der Ideen - und Losungsfindung firdie-Brennpunkte in einer Stadt.
Hier haben sich Architektenwettbewerbe als hervorragende Mittel erwiesen, aus
einem vielféaltigen Angebot an Losungen die fachlich besten herauszufinden, mit
der stadtischen Burgerschaft zu diskutieren, neue Orte in der Stadt zu kreieren,
zu errichten und neue Identitat zu stiften. Planungs- und Stadtebauwettbewerbe
sollen bei wichtigen architektonischen und stadtebaulichen Aufgaben genutzt
werden.*

( Fachbeitrag Stadtebau, Denkmalschutz und Baukultur)

Formulierung zum Alten Rathaus - betrifft Abwagung Nr. 26, 35-38, 41, 42,
44-47, 48, 50-64, 67

Die Einwendungen werden im ISEK nicht beriicksichtigt. Die Formulierungen zum
Alten Rathaus werden nicht in das ISEK eingeflgt.
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f) Beitrag ,Sicherheit und Ordnung“ wurde eingeflgt - betrifft Abwagung Nr. 40, hier
40.3
Die Einwendung wird als teilweise beriicksichtigt eingestuft.

zu 7.14.3 Anderungsantrag der CDU/FDP-Fraktion zur Vorlage ,Integriertes
Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle 2025)“ -
Raumlicher Schwerpunkt Hufeisensee
Vorlage: VI/2017/03488

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:
Seite 147, Raumlicher Schwerpunkt Hufeisensee, Abs. 4 erhalt die folgende Fassung:

e Vielfaltiges Freizeitangebot fur die Offentlichkeit mit Angeboten wie

Beachvolleyball, Minigolf, FuRballgolf, Golf, Wasserski- Formen-desWassersports,
Wassersportarten, Gastronomie u. a. entwickeln,

zu 7.14 Integriertes Stadtentwicklungskonzept der Stadt Halle (Saale) (ISEK Halle
2025)
Vorlage: VI/2017/03185

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

1. Den in der Anlage zu diesem Beschluss enthaltenen Entscheidungsvorschldgen der
Verwaltung Uber die Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen zum
Integrierten Stadtentwicklungskonzept ISEK Halle 2025 wird zugestimmt.

2. Der Stadtrat beschlie3t das Integrierte Stadtentwicklungskonzept Halle 2025 (ISEK
Halle 2025) als stadtebauliches Entwicklungskonzept gemal 8§ 1 Abs. 6 Nr. 11
Baugesetzbuch als grundsatzlichen Orientierungsrahmen und Handlungsgrundlage
der zukinftigen Stadtentwicklung der Stadt Halle (Saale).

3. Das ISEK Halle 2025 ist fur die Stadt Halle (Saale) zugleich das Demografiekonzept.

4. Das ISEK Halle 2025 ist zudem Stadtumbaukonzept gemanR § 171b Abs. 2 BauGB fur
die Stadt Halle (Saale). Die gemal § 171b Abs. 1 BauGB mit den Beschllissen Nr.
[11/2002/02217 vom 24.04.2002, Nr. 1V/2007/06568 vom 19.09.2007, Nr.
V/2012/10391 vom 25.04.2012 und Nr. V/2013/11898 vom 27.11.2013 festgelegten
Stadtumbaugebiete Nordliche und Sidliche Innenstadt, Sudstadt, Silberhéhe,
Neustadt und Heide-Nord werden bestatigt. Verdndert werden die Grenzen der
Stadtumbaugebiete Heide-Nord und Nordliche Innenstadt. Die genaue Abgrenzung
der Stadtumbaugebiete ist den Karten ,Stadtumbaukonzepte, IV-1 bis IV-6“ im
Kartenteil des ISEK Halle 2025 zu entnehmen.

5. Das ISEK Halle 2025 stellt gleichzeitig die Fortschreibung der Sanierungsziele fur die

stadtebauliche Sanierungsmafnahme ,Altindustriestandorte Merseburger Stralle mit
dem Griinderzeitviertel Stidliche Vorstadt“ dar.
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10.

11.

12.

Das ISEK bildet die analytische und konzeptionelle Grundlage flr die Neuaufstellung
des Flachennutzungsplans.

Das ISEK Halle 2025 ist informelles Freiraumkonzept als Grundlage flr den zu
erstellenden Landschaftsplan.

Das ISEK Halle 2025 ist die Grundlage, um daraus flr gegenwartige und zukunftige
Forderprogramme des Landes, des Bundes und der EU Entwicklungskonzepte und
Mafinahmenprogramme abzuleiten.

Das ISEK Halle 2025 ist bei allen Planungen, Projekten und MaRRnahmen, bei allen
relevanten Fachplanungen und teilrdumlichen Entwicklungskonzepten sowie der
mittelfristigen Finanz- und Fordermittelplanung der Stadt Halle (Saale) als
Abwégungsgrundlage heranzuziehen.

Weiterfilhrende Fachkonzepte bzw. teilrdumliche Entwicklungskonzepte sollen auf
der Grundlage der fachlichen und r&dumlichen Handlungsschwerpunkte des ISEK
Halle 2025 erarbeitet und dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorgelegt werden.

Das ISEK Halle 2025 ist die Grundlage fir ein gesamtstadtisches Monitoring zur
Stadtentwicklung, zu dem u. a. der Wohnungsmarktbericht, die Einwohnerumfrage
und ein in regelmaBigen Abstanden zu erstellender Stadtentwicklungsbericht
gehdren. Im besonderen Fokus stehen dabei die im Konzept definierten
Stadtumbaugebiete sowie die weiteren Stadtebaufordergebiete. Darauf aufbauend ist
das ISEK kontinuierlich zu dberprifen und bei Bedarf auch teilrdumlich und
thematisch fortzuschreiben.

Die Darstellung der fur die Mallnhahmenumsetzung notwendigen Kosten und
Finanzierungsmoglichkeiten ist notwendiger Bestandteil eines forderfahigen ISEK. Im
1. Quartal 2018 wird die Verwaltung dem Stadtrat eine Kosten- und Finanzierungs-
Ubersicht als Bestandteil des ISEK zur Beschlussfassung vorlegen.

zu 7.15 Richtlinie der Stadt Halle (Saale) Uiber die Gewahrung von Zuwendungen zur

Foérderung der Begrinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03327

zu 7.15.1 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur

Beschlussvorlage "Richtlinie der Stadt Halle (Saale) tiber die Gewahrung
von Zuwendungen zur Férderung der Begrinung von Fassaden in der Stadt
Halle (Saale)" VI/2017/03327

Vorlage: V1/2017/03472

Herr Lange tUbergab das Wort an Herrn Aldag.

Herr Aldag fiihrte in den geanderten Anderungsantrag seiner Fraktion ein, begriindete
diesen und bat um Zustimmung.

Darauf erklarte Herr Staglin, dass die Verwaltung bei ihrer ablehnenden Stellungnahme
bleibt.

Herr Wolter machte deutlich, dass durch die Vorlage erst einmal der Weg fir die
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Fassadenbegriinung geebnet werde sollte. Den Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS
90/DIE GRUNEN konnte er nur ablehnen.

Frau Dr. Brock warb noch einmal intensiv fiir den Anderungsantrag ihrer Fraktion. Die
Begrinung sollte nicht nur der Verschonerung der Stadt dienen, sondern auch der
Klimaverbesserung.

AbschlieBend erklarte Herr Scholtyssek, dass seine Fraktion den Anderungsantrag
ablehnen wird.

Die Anteilsforderung in HOhe von 300 Euro wéare neu, aber die Hochstforderung sollte
bestehen bleiben, sagte Herr Aldag.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des
Anderungsantrages und der Beschlussvorlage.

zu 7.15.1 Anderungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur
Beschlussvorlage "Richtlinie der Stadt Halle (Saale) uber die Gewahrung
von Zuwendungen zur Forderung der Begriinung von Fassaden in der Stadt
Halle (Saale)" V1/2017/03327
Vorlage: VI/2017/03472

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlaqg:

= Punkt 2 der Richtlinie ,,Gegenstand der Forderung“ wird geandert und erhilt
folgende Fassung:

»Zuwendungen konnen fiir Vorhaben bewilligt werden, die MaBnahmen zur
Begrinung von Fassaden an Geb&uden beinhalten, die im Gebiet der Stadt
Halle (Saale) stehen. Geftérdert werden nur die Brutto-Anschaffungskosten fir
die Begrinung und Rankhilfen. Eine Fassadenbegriinung im Sinne dieser
Richtlinie muss nicht im 6ffentlichen StralRenraum erfolgen.

Nicht forderfahig sind MalRnahmen, zu deren Durchfiihrung eine gesetzliche
bzw. rechtliche Pflicht besteht.“

= Abschnitt 2 im Anhang 1 der Richtlinie ,,Was wird geférdert?“ wird geandert
und erhélt folgende Fassung:

»Gefordert werden Kosten fiir das Pflanzgut und Rankhilfen von
Fassadenbegrinungen, mit maximal 300 Euro je Gebaudebegriinungsprojekt.
Nicht gefordert werden Rankhilfen-und Arbeitsleistungen fur die Bepflanzung.
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zu 7.15  Richtlinie der Stadt Halle (Saale) Gber die Gewahrung von Zuwendungen zur
Foérderung der Begrinung von Fassaden in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03327

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlie3t die in der Anlage vorgelegte ,Richtlinie der Stadt Halle (Saale) tber
die Gewahrung von Zuwendungen zur Férderung der Begriinung von Fassaden in der Stadt
Halle (Saale).”

Zu 7.16 1. Fortschreibung des Integrierten Handlungskonzeptes ,,Soziale Stadt*
Silberhdhe 2030
Vorlage: VI/2017/03193

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:
1. Der Stadtrat beschlief3t, die FordermaRnahme ,Soziale Stadt“ Silberhohe fortzusetzen.
2. Der Stadtrat beschlieRt das Foérdergebiet entsprechend der Ubersichtskarte (Anlage 1)

3. Der Stadtrat beschlie3t die 1. Fortschreibung des Integrierten Handlungskonzeptes
,o0ziale Stadt® Silberhdhe 2030 (Anlage 2) in der vorliegenden Fassung als
Handlungsrahmen fir die Fortsetzung der FérdermalRnahme ,Soziale Stadt® Silberhdhe.

4. Die Umsetzung der EinzelmalRnahmen soll in Abhangigkeit von der Verflgbarkeit der zur
Finanzierung notwendigen Fdrdermittel in den einzelnen Programm- und
Haushaltsjahren erfolgen.

zu7.17  Zweite Satzung zur Anderung der Satzung zur Festlegung von
Schulbezirken fir Grundschulen und Sekundarschulen in Tragerschaft der
Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03213

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:
Der Stadtrat beschlieRt die Zweite Satzung zur Anderung der Satzung zur Festlegung von

Schulbezirken fur Grundschulen und Sekundarschulen in Tragerschaft der Stadt Halle
(Saale) — Zweite Anderungssatzung Schulbezirkssatzung.
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zu 7.19 Umwandlung der Sekundarschule ,,Heinrich Heine“ in eine

Gemeinschaftsschule
Vorlage: VI/2017/03411

Herr Lange informierte, dass der Beschlussvorschlag modifiziert wurde.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t:

1.

dem Antrag der Sekundarschule ,Heinrich Heine* auf Umwandlung in eine
Gemeinschaftsschule, beginnend ab dem Schuljahr 2018/19, zuzustimmen.

. die Beauftragung der Verwaltung, das Einvernehmen der Umwandlung mit dem

Landesschulamt als Genehmigungsbehérde herzustellen.

vorbehaltlich der Bestéatigung des Umwandlungskonzeptes der Sekundarschule durch
die Landesregierung Sachsen-Anhalt

a. die Sekundarschule ,Heinrich Heine“ ab dem Schuljahr 2018/19 mit dem
derzeitig bestatigten Schulbezirk als auslaufende Sekundarschule
vorzuhalten.

b. die Schilerinnen und Schiler, die ab dem Schuljahr 2018/19 in die
Klassenstufe 5 einer Sekundarschule Ubergehen, der Sekundarschule Am
Fliederweg zuzuordnen. Diese Zuordnung bedarf einer Anderungssatzung der
Schulbezirkssatzung.

mit Beendigung des Schuljahres 2023/24 (Stichtag: 31.07.2024) die Sekundarschule
,Heinrich Heine“ aufzulosen.

die Gemeinschaftsschule ,Heinrich Heine“ ab dem Schuljahr 2018/19 beginnend mit
der Klassenstufe 5 aufwachsend vorzuhalten.

fur die Gemeinschaftsschule ,Heinrich Heine” ab dem Schuljahr 2018/19 keinen
Schuleinzugsbereich festzulegen.

fur die Gemeinschaftsschule ,Heinrich Heine“ ab dem Schuljahr 2018/19 eine
Aufnahmekapazitat fir die Klassenstufe 5 von funf Klassen und maximal 140
Schilerinnen und Schiilern — vorbehaltlich Punkt 6 - festzulegen.

die Verwaltung zu Dbeauftragen, im Rahmen der Feststellung des
Schulentwicklungsplanes der Stadt Halle (Saale) fur die Schuljahre 2019/20 bis
2023/24 ggf. weitere erforderliche Festlegungen zur Entwicklung der
Gemeinschaftsschule dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen.

die entsprechenden baurechtlichen Genehmigungen zur Nutzung des Schulgebaudes

am Standort Hemingwaystral3e 1, 06126 Halle (Saale) fur ca. 1000 Schilerinnen und
Schiler in ca. 40 Klassen einzuholen.
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zu 7.20  Beschluss der Vorzugsvariante - Neubau einer Aula mit Mehrzwecknutzung
an der Zweiten Integrierten Gesamtschule Halle, Standort Ingolstadter
Stral3e 33, 06128 Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03407

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlief3t die Variante 3 (Anlage) als Vorzugsvariante fir den Neubau einer
freistehenden Aula fir 300 Personen am Standort der Zweiten Integrierten Gesamtschule
Halle in der Ingolstadter StrafRe 33, 06128 Halle (Saale).

zu 7.21 Genehmigung einer Uberplanmagigen Verpflichtungsermachtigung im
Finanzhaushalt fir das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Bauen
Vorlage: VI/2017/03433

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschlie3t eine uberplanmafige Verpflichtungserméachtigung (VE) fur das
Haushaltsjahr 2017 im Finanzhaushalt fur folgende Investitionsmaf3nahme:

PSP-Element 8.54101059 HW 122 Klaustorvorstadt AnkerstraRe (HHPL Seite 685, 1301)
Finanzpositionsgruppe 785 Auszahlungen fir Baumafnahmen in Hohe von 806.000 EUR.

Die Deckung erfolgt aus folgender Investitionsmaf3nahme:

PSP-Element 8.54101095 FuR3-/ Radweg Salzmiinder Stral3e - Heidestralle (HHPL Seite
715, 1302)
Finanzpositionsgruppe 785 Auszahlungen fir Baumafnahmen in Hohe von 806.000 EUR.

zu 7.22 Genehmigung einer Uberplanmé&Rigen Verpflichtungsermachtigung im
Finanzhaushalt fir das Haushaltsjahr 2017 im Fachbereich Immobilien
Vorlage: V1/2017/03485

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat beschliel3st eine Uberplanmalige Verpflichtungsermachtigung (VE) fur das
Haushaltsjahr 2017 im Finanzhaushalt fir folgende InvestitionsmalRnahme:
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PSP-Element 8.11127013 HW 193 Rennbahn Gebaude/ Aulenanlagen (HHPL Seite 922,
1296)
Finanzpositionsgruppe 785 Auszahlungen fir BaumafRnahmen in Hohe von 1.284.000 EUR.

Die Deckung erfolgt aus folgender Investitionsmaf3nahme:
PSP-Element 8.42101018 HW 65 b Wiederherstellung Eissport (HHPL Seite 871, 1299)
Finanzpositionsgruppe 785 Auszahlungen fir Baumafnahmen in Héhe von 1.284.000 EUR.

zu 7.23  Zustimmung zur Annahme von Sponsoringvereinbarungen, Spenden und
ahnlichen Zuwendungen
Vorlage: VI/2017/03503

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung der Vorlage.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) beschlie3t gemaR § 99 Abs. 6 KVG LSA die Annahme
der nachfolgenden Spende:

3. Zweckgebundene Geldspende von der Birgerinitiative Silberndhe in Héhe von 2.000

Euro fir die Aufstellung eines Spielgerates auf dem Spielplatz im Griinzug der
Silberhéhe (PSP-Element 1.55102 - Freizeitflachen, Spiel- und Bolzplatze).

Zu 8 Wiedervorlage

zu 8.1 Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM im Stadtrat Halle
(Saale) zur Beauftragung des Oberblrgermeisters an die stadtischen
Gesellschaften
Vorlage: VI/2017/03379

zu 8.1.1 Anderungsantrag des Oberbiirgermeisters zum Antrag der Fraktionen DIE
LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und MitBURGER fiir Halle
- NEUES FORUM im Stadtrat Halle (Saale) zur Beauftragung des
Oberbirgermeisters an die stadtischen Gesellschaften(VI1/2017/03379)
Vorlage: VI/2017/03481

Herr Lange tUibergab das Wort an Herrn Oberbirgermeister Dr. Wiegand.

Herr Oberbiirgermeister Dr. Wiegand fiihrte in seinen Anderungsantrag ein und
begrindete diesen. Den Antrag der Fraktionen konnte er in vollem Umfang unterstttzen.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des
Anderungsantrages und des Antrages.
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zu 8.1.1 Anderungsantrag des Oberburgermeisters zum Antrag der Fraktionen DIE
LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE GRUNEN und MitBURGER fur Halle
- NEUES FORUM im Stadtrat Halle (Saale) zur Beauftragung des
Oberbirgermeisters an die stadtischen Gesellschaften(VI1/2017/03379)
Vorlage: VI/2017/03481

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich abgelehnt

Beschlussvorschlaqg:

Der Oberbirgermeister als Gesellschaftervertreter wird beauftragt, die Geschéftsfuhrer, die
Direktoren und Vorstéande aller 100 %-igen stadtischen Gesellschaften sowie Gesellschaften
mit stadtischer Mehrheitsbeteiligung, Eigenbetriebe, Stiftungen und Anstalten offentlichen
Rechts der Stadt Halle anzuweisen bzw. daraufhin zu wirken, folgende Frage fir den
Stadtrat voll umfanglich zu beantworten:

Welche externen Leistungen wurden im Rahmen von Vergaben oder auf anderem Weg
zustande gekommener Vertrage flr

1. Allgemeine Beratungsleistungen (Studien, Konzepte, Gutachten,
Machbarkeitsanalysen, sonstige Beratungs- und Unterstiitzungsleistungen auch im
Einzelfall)

2. Rechts- und Steuerberatung, Finanzierungsberatung sowie Wirtschaftsprifung

3. Projektsteuerung, -management, -betreuung sowie sonstige

KoordinierungsmalRnahmen bei Investitionsprojekten, Planungs- und

Projektvorbereitungsprojekten, IT Projekten, Umstrukturierungen u. a.

durch welche Personen oder Firmen mit welchem Kostenumfang in den Jahren 2008 bis
2017 fiur das jeweilige Unternehmen (einschlieRlich aller Tochterunternehmen), den
jeweiligen Eigenbetrieb und die jeweilige Stiftung sowie der jeweiligen Anstalt des
offentlichen Rechts erbracht?

zu 8.1 Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und MitBURGER fiir Halle - NEUES FORUM im Stadtrat Halle
(Saale) zur Beauftragung des Oberblirgermeisters an die stadtischen
Gesellschaften
Vorlage: VI/2017/03379

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt
Beschluss:
Der Oberburgermeister als Gesellschaftervertreter wird beauftragt, die

Geschéftsfuhrertinnen, Direktor*sinnen oder Vorstande aller 100 %-igen stadtischen
Gesellschaften sowie Gesellschaften mit stadtischer Mehrheitsbeteiligung, Eigenbetriebe,
Stiftungen und Anstalten 6ffentlichen Rechts der Stadt Halle anzuweisen, folgende Frage fir
den Stadtrat voll umfanglich zu beantworten:

-44 -



Welche Leistungen wurden im Rahmen von Vergaben oder auf anderem Weg zustande
gekommener Vertrdge durch untenstehende Personen oder Firmen mit welchem
Kostenumfang in den Jahren 2010 — 2017 fir das jeweilige Unternehmen (einschlieBlich aller
Tochterunternehmen), den jeweiligen Eigenbetrieb und die jeweilige Stiftung sowie der
jeweiligen Anstalt des 6ffentlichen Rechts erbracht?

Jens Rauschenbach;

Peggy Gorbig — Rauschenbach;

Rauschenbach & Kollegen GmbH,;

R/N/P Rauschenbach Neumann Partner;

3P Beraterverbund Mitteldeutschland / PPP Beraterverbund Mitteldeutschland;
Projectum Steuerungsgesellschaft mbH.

ogakwnE

Zu 8.2 Antrag der CDU/FDP-Fraktion zum Wegfall von Parkflachen
Vorlage: VI/2017/03043

Herr Lange Uibergab das Wort an Herrn Scholtyssek.

Herr Scholtyssek fuhrte in den Antrag seiner Fraktion ein und begrindete diesen. Laut
Stellungnahme der Verwaltung, gibt es auch Ausnahmen, wobei nicht immer Daten Uber
Parkflachen vor und nach Baumafnahmen erfasst wurden. Er wollte wissen, warum die
Verwaltung eine flachendeckende Erfassung ablehnt. Des Weiteren bat er um
Einzelpunktabstimmung.

Im Zuge der Parkraumkonzepte, gibt es eine Datenerfassung, stellte Herr Staglin richtig. Als
Beispiel fuhrte die Verwaltung die Machbarkeitsstudie ,Ruhender Verkehr im Altstadtring®
auf. Dabei kam eine Nutzung von ca. 103% heraus. Dies ist mdglich, da die Flache
insgesamt erfasst wurde und auch die illegal parkenden Autos, um erst einmal den Bedarf
abzuschéatzen. Was aber vom Antrag her gewilnscht ist, ist eine Erfassung fur den gesamten
Strallenraum vorgesehen. Diesen Aufwand halt die Verwaltung fir nicht erforderlich, da er
nicht der Problemldsung dient.

Frau Dr. Brock wollte wissen, ob die neu geschaffenen Platze in den Parkhausern
gegengerechnet werden oder nur die im 6ffentlichen Raum.

Es geht dabei nicht um ein Parkraumkonzept, sondern um Baumalflinahmen, erklarte Herr
Scholtyssek. Er verteidigte den Antrag seiner Fraktion.

Frau Krimmling-Schoeffler konnte die Haltung der Verwaltung nachvollziehen und
unterstitzen. Man sollte vielleicht einmal dariiber nachdenken, die Motorisierungsrate von
539 Fahrzeugen pro 1.000 Personen herabzusenken.

Herr Bonisch wies darauf hin, dass im Zuge der BaumalRnahme in der August-Bebel-
Stral3e/Martha-Brautzsch-StralBe einige Parkflichen weggefallen sind. Er bat um
Zustimmung des Antrages.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Einzelpunktabstimmung der
Beschlusspunkte.

Abstimmungsergebnis: Einzelpunktabstimmung
Pkt. 1 mehrheitlich abgelehnt
Pkt.2 mehrheitlich abgelehnt
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Beschlussvorschlag:

1. Bei allen relevanten Beschlussvorlagen der Stadtverwaltung den 6ffentlichen
Strallenraum betreffend, sind die etwaige Reduzierung von Parkflachen fur den MIV
zu beziffern und zu begriinden.

2. Die Stadtverwaltung wird beauftragt eine Datenerhebung Uber Parkflachen in der
Innenstadt zu erstellen, in welcher der Bestand vor und nach BaumafRnahmen
rickwirkend zum 01.01.2015 erfasst ist. Diese Datenerhebung ist dem Stadtrat bis
August 2017 als Informationsvorlage zur Kenntnis zu geben.

zu 8.5 Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-FDP-Fraktion) zur
Entwicklung eines MalBhahmenplanes zur Attraktivitatsverbesserung und
Belebung der Innenstadt
Vorlage: VI/2017/03299

Herr Lange tibergab das Wort an Herrn Bernstiel.

Herr Bernstiel fihrte in seinen Antrag ein und begriindete diesen. Des Weiteren wies er
darauf hin, dass der letzte Satz hinzugefiigt wurde.

Frau Ernst erklarte, dass die Verwaltung im Wirtschaftsausschuss deutlich gemacht hat,
dass sie bereits einen MaRRnahmenplan erstellt hat und die gewlnschten Kooperationen
bestehen.

Frau Dr. Sachse stellte den MalBhahmenplan anhand einer Prasentation vor. Seit Beginn
2016 gibt es eine Vollzeitstelle fir die Thematik Innenstadt, informierte Frau Dr. Sachse.
Diese ist verortet in der Leipziger Stral3e 68, welche Anlaufpunkt fir die Handler ist. Der Plan
wird mit den genannten Partnern umgesetzt, er ist in finf Kategorien unterteilt. Es handelt
sich dabei unter anderem um die Aufenthaltsqualitat und die Verfiigungsfonds. Bei letzteren
werden gemeinsam mit dem Geschaftsbereich  Stadtentwicklung und  Umwelt
Stadtebaumittel fir MalBnahmen vergeben, die die urbane Qualitat nachhaltig verbessern.
Dem Beirat liegen im Ubrigen aktuell finf Antrage vor, von denen noch einige dieses Jahr
umgesetzt werden. Momentan wird den Handlern ein Angebot unterbreitet, einen Online-
Marktplatz zu aktivieren.

Frau Dr. Sachse wies auch darauf hin, dass Uber die Thematik regelméRig im Ausschuss fur
Wissenschaft, ~Wirtschaftsforderung  sowie  Beschaftigung  berichtet  wird.  Der
MaRnahmenplan stellt im Ubrigen einen laufenden Prozess dar.

Frau Dr. Brock stellte den Geschaftsordnungsantrag auf Erledigung des Antrages.

Hierzu hielt Herr Bernstiel eine Gegenrede, die Angelegenheit ist nicht erledigt. Er bat um
Ablehnung des Geschaftsordnungsantrages.

Frau Ernst sprach sich fir den Geschéaftsordnungsantrag aus, da ein Malnahmenplan
vorliegt Uber den fortlaufend informiert und beraten wird.

Herr Lange bat um Abstimmung des Geschéaftsordnungsantrages.

Abstimmungsergebnis Geschéftsordnungsantrag: mehrheitlich abgelehnt
22 Ja-Stimmen
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27 Nein-Stimmen
3 Enthaltungen

Herr Wolter wies darauf hin, dass der Antrag nicht deckungsgleich ist mit den Aussagen von
Herrn Bernstiel.

Es gab keine weiteren Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des Antrages.

Abstimmungsergebnis: mehrheitlich zugestimmt

Beschluss:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit der City-Gemeinschaft und weiteren
relevanten Akteuren, einen MalRBhahmenplan zu erarbeiten, mit dessen Inhalt die Attraktivitat
der Innenstadt gesteigert werden kann. Der finale Malinahmenplan soll dem Ausschuss fir
Wissenschafts- und Wirtschaftsforderung sowie Beschaftigung im I. Quartal 2018 vorgelegt
werden.

Der MalRnahmenplan soll fir jede Mafinahme einen Zeitplan sowie die haushalterische
Untersetzung beinhalten.

Zu 9 Antrage von Fraktionen und Stadtraten

zu 9.1 Antrag der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und MitBURGER fur Halle - NEUES FORUM zur Ausschreibung
des Fanprojekes an einen freien Trager
Vorlage: VI/2017/03457

Frau Haupt fuhrte in den Antrag ein und begriindete diesen. Dass sich alle Fraktionen an
dem Antrag beteiligt haben sollte zeigen, wie wichtig die Thematik ist.

Sie wollte wissen, warum keine finanziellen Mittel im Haushalt fir das Fanprojekt eingestellt
sind.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand verwies den Antrag in den Sportausschuss, den
Jugendhilfeausschuss und in den Ausschuss far Finanzen, stadtische
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften. Er wies darauf hin, dass Herr Paulsen dazu in
den genannten Ausschiissen informieren wird.

Das Projekt sollte dringend unterstitzt werden, machte Herr Dr. Wend deutlich.

Abstimmungsergebnis: verwiesen

durch
Geschéftsordnungsantrag des Oberblrgermeisters
in den
Sportausschuss,
Jugendhilfeausschuss,
und in den
Ausschuss fur Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften

Beschlussvorschlag:
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1. Die Stadtverwaltung fuhrt bis zum 15.11.2017 eine Ausschreibung des ,Streetwork-
Fanprojekes® auf der Grundlage der beschlossenen Jugendhilfeplanung der Stadt
Halle (Saale) — Teilplan fur die Leistungen der praventiven Jugendhilfe (88 11 -13;
14; 16 SGB VIII) — VI/2015/00655 durch.

2. Der Beschluss zur Vergabe des ,Streetwork-Fanprojektes® an einen freien Trager
erfolgt in der Jugendhilfeausschusssitzung Dezember 2017.

3. Die im Haushalt 2017 bestatigten finanziellen Mittel (Personal- und Sachkosten) fur
das Fan-Projekt werden auch im Haushaltsjahr 2018 zweckgebunden eingestellt und
einem freien Trager des Fan-Projektes (Subsidiaritatsprinzip) zur Verfigung gestellt.
Bei der weiteren Einwerbung von Drittmitteln (Deutscher Fuf3ballbund (DFB); Land
Sachsen-Anhalt) unterstitzt die Stadt Halle (Saale) den freien Trager, der das ,Fan-
Projekt” installiert.

Zu 9.2 Antrag der CDU/FDP-Fraktion zu den StraRenausbaubeitragen fur den
grundhaften Ausbau der Salzminder Straf3e (2. Bauabschnitt)
Vorlage: VI/2017/03446

Auf Antrag der CDU/FDP-Fraktion wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll
erstellt.

Herr Lange
Gibt es Wortmeldungen? Herr Doege, bitte.

Herr Doege

Herr Vorsitzender, Herr Oberbirgermeister, meine Damen und Herren. Anlass des Antrages
war die offentliche Anwohnerversammlung fir den zweiten Bauabschnitt zum
StraRenausbau Salzminder Strale. Und dort hat die Verwaltung ihre Abbauvariante
vorgestellt, also abschnittsweise mit jeweils wechselseitigen Sperrungen zur
Aufrechterhaltung des notwendigen offentlichen Verkehrs. Hat aber auch gleichzeitig gesagt,
dass durchaus andere Varianten geprift werden, die aber dann aus Sicht der Verwaltung zu
einer, sagen wir mal, nicht hinnehmbaren Belastung des Wohngebietes gefiihrt hatten, durch
die dann die Verkehre gefiihrt wirden. Das heif3t also, im Gegensatz zur Stellungnahme der
Verwaltung, war durchaus eine andere Wahlmdglichkeit noch da.

Jetzt werden aber die Anwohner natirlich mit der favorisierten Variante mit héheren
Baukosten konfrontiert, weil einfach die Bauphase langer dauert, sich also hinzieht und
natiirlich dadurch die auch die Baukosten erhéhen und durch die wechselseitigen
Sperrungen, auf alle Falle hohere Baukosten anfallen. Das hat auch die Verwaltung
eingerdumt in der offentlichen Anwohnerversammlung. Es ist allerdings, und dagegen richtet
sich unser Antrag, wir sind nicht gegen die Erhebung von Stral3enausbaubeitragen, weil das
ist ja vollig sinnlos, ist ja geregelt gesetzlich. Aber wir sind fur die, bei der
Bemessungsgrundlage nicht dieser Meinung. Wir sagen, wir hatten eigentlich diese andere
Variante, die ausscheidet zur Grundlage nehmen missen fir die Baukosten. Und die
Differenz, die nun tatséachlich entsteht, die sollte man im Rahmen der Ausbaubeitrage nicht
den Anwohnern anlasten.

Die Stellungnahme der Verwaltung hat mich etwas irritiert, weil Herr Staglin, Sie erw&hnen
dort einen Paragraphen 2 (3) der StralRenausbaubeitragssatzung. Nach der geltenden
Ausbaubeitragssatzung aus dem Jahr 2010, die ist zumindest im Netz als die aktuelle
enthalten, gibt es aber beim Paragraphen 2 nur zwei Absétze. Und die befassen sich mit der
Beteiligung der Beitragspflichtigen...unverstandlich...wie Sie schreiben. Und selbst die
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Vorgéngerregelung, die es davor gab, bestand der Paragraph 2 nur aus einem Absatz und
einer riesenlangen Ziffernfolge. Vielleicht war das gemeint, aber das ist ja nicht mehr
geltendes Recht. Aus dem Grund, dass wir das auch noch mal eindeutig diskutieren kénnen,
schlagt unsere Fraktion vor, dass wir diesen Antrag verweisen in den Planungs- und in den
Finanzausschuss.

Herr Lange
Gut, dann ist der Antrag jetzt verwiesen. Und ich sehe keine weiteren Wortmeldungen.

Abstimmungsergebnis: verwiesen

durch
Geschéftsordnungsantrag der CDU/ FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale)
in den
Ausschuss fur Planungsangelegenheiten
und in den
Ausschuss fir Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften

Beschlussvorschlaqg:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt, dafir Sorge zu tragen, dass als Grundlage fir die
Erhebung von StralRenausbaubeitragen fir den grundhaften Ausbau der Salzmiinder Stral3e
(Abschnitt vom Kreisverkehr bis zum Heidebahnhof) die Baukosten zugrunde gelegt werden,
die ohne eine Bauausfuhrung in der vorgesehenen kleinteiligen abschnittsweisen Form
entstehen wirden.

zu 9.3 Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur Errichtung des
zukinftigen Verwaltungsstandortes in Halle-Neustadt
Vorlage: VI/2017/03452

Herr Lange tUbergab das Wort Herrn Oberburgermeister Dr. Wiegand.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand verwies den Antrag in den Ausschuss flr
Stadtentwicklung, den Jugendhilfeausschuss, den Ausschuss fir Finanzen, stadtische
Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften und in den Hauptausschuss.

Herr Dr. Meerheim konnte die Verweisung nicht verstehen, da die Thematik bereits intensiv
in den Ausschussen besprochen wurde. Neue Erkenntnisse werden wohl nicht erworben
werden.

Hierzu meinte Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand, dass es sich um einen
Kompromissvorschlag handelte.

Abstimmungsergebnis: verwiesen
durch
Geschéftsordnungsantrag des Oberbirgermeisters
in den

Ausschuss fir Stadtentwicklung,
Jugendhilfeausschuss,
Ausschuss fur Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften
und in den
Hauptausschuss
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Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlief3t:

1. Im Zuge der méglichen Errichtung und Nutzung des neuen Verwaltungsstandortes in
der Scheibe A in Halle-Neustadt bleibt die bisherige sozialrAumliche
Standortverteilung der Verwaltung im Bereich der Jugendhilfe (z.B. ASD) vollstandig
erhalten. (gemaf Stadtratsbeschluss 111/2002/02388)

2. Das ,Haus der Wohnhilfe* behalt auch nach der Neuordnung der Verwaltung und
Verwaltungsstandorte seine satzungsgemdafRe Zweckbestimmung und wird nicht
verauliert.

3. Der Oberbiurgermeister wird beauftragt, den Stadtratinnen und Stadtraten eine
verbindliche Planung zur Beteiligung des Stadtrates bei der Umsetzung des Projektes
,Neuanmietung der sanierten Scheibe A* als neuen Verwaltungsstandort vorzulegen.

4. Der Oberburgermeister wird beauftragt, dem Stadtrat eine Planung zur Verwendung
der durch die moégliche Verlegung von urspringlichen Verwaltungsstandorten nach
Halle-Neustadt in die Scheibe A, freigewordener, eigener Liegenschaften dem
Stadtrat vorzulegen.

zu 9.4 Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) - Mindesthonorar
fur freie Lehrkrafte an der Volkshochschule "Adolf Reichwein" und am
Konservatorium "Georg Friedrich Handel", Musikschule der Stadt Halle
Vorlage: VI/2017/03453

Herr Lange libergab das Wort an Frau Miiller.
Frau Muller fuhrte in den Antrag ein und begrundete diesen ausfuhrlich.

Frau Dr. Bergner begriif3te den Vorschlag; allerdings fehlt ein Deckungsvorschlag. Sie freue
sich daher auf die Diskussion in den Ausschissen.

Auch Herr Krause konnte den Antrag gut nachvollziehen. Fir die Diskussion im
Finanzausschuss bat er um eine Darstellung der finanziellen Auswirkungen.

Herr Oberblrgermeister Dr. Wiegand verwies den Antrag in den Kulturausschuss und in
den Ausschuss fur Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften. Frau
Dr. Marquardt wird die gewlnschte Darstellung den Ausschissen vorlegen.

Abstimmungsergebnis: verwiesen

durch
Geschéftsordnungsantrag des Oberbirgermeisters
in den
Kulturausschuss
und in den
Ausschuss fur Finanzen, stadtische Beteiligungsverwaltung und Liegenschaften
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Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlief3t:

1.

2.

3.
4,

zu 9.5

Die Honorare der freien Dozentinnen und Dozenten sowie der Kursleiterinnen und
Kursleiter der Volkshochschule (VHS) ,Adolf Reichwein® sowie der freien
Musikschullehrerinnen und Musikschullehrer des Konservatoriums ,Georg Friedrich
Handel“, Musikschule der Stadt Halle betragen ab dem 01.01.2018 mindestens

25 Euro fur eine Unterrichtseinheit von 45 Minuten.

Die Honoraruntergrenze wird innerhalb von 2 Jahren schrittweise auf 35 Euro
angehoben.

Die Honoraruntergrenzen sollen nicht zur Erhéhung der Teilnehmergebthren fihren.
Die Mehrkosten werden im Haushaltsplan der Stadt Halle (Saale) abgebildet.

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der
Elektromobilitat
Vorlage: VI/2017/03465

zu 9.5.1 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zum

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der
Elektromobilitat - Vorlage: VI/2017/03465
Vorlage: VI/2017/03516

Herr Lange libergab das Wort an Herrn Aldag.

Herr Aldag fuhrte in den Antrag ein und begriindete diesen ausfihrlich. Auf Grund der
komplexen Thematik verwies er den Antrag in den Ausschuss fur Ordnung und
Umweltangelegenheiten, Ausschuss fur Wissenschafts- und Wirtschaftsforderung sowie
Beschaftigung und in den Ausschuss fir Stadtentwicklung. Des Weiteren teilte er bereits mit,
dass der Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE tibernommen wird.

Daraufhin erlauterte Frau Krimmling-Schoeffler kurz den Anderungsantrag ihrer Fraktion.

zu 9.5.1 Anderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zum

Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der
Elektromobilitat - Vorlage: VI/2017/03465
Vorlage: VI/2017/03516

Abstimmungsergebnis: verwiesen
durch ) )
Geschéftsordnungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
in den

Ausschuss fur Ordnung und Umweltangelegenheiten,
Ausschuss fir Wissenschafts- und Wirtschaftsforderung sowie Beschéftigung
und in den
Ausschuss fur Stadtentwicklung
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Beschlussvorschlag:

Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geandert:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bis zum Ende des Il. Quartals 2018 in Zusammenarbeit
mit der Stadtwerke Halle GmbH und den stadtischen Wohnungsgesellschaften ein
zeitlich untersetztes Maflinahmenkonzept zur Forderung der Elektromobilitéat in der Stadt
Halle zu erarbeiten und dem Stadtrat zur Beschlussfassung vorzulegen.

zu 9.5 Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Férderung der
Elektromobilitat
Vorlage: VI/2017/03465

Abstimmungsergebnis: verwiesen
durch ) )
Geschaéftsordnungsantrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
in den

Ausschuss fiir Ordnung und Umweltangelegenheiten,
Ausschuss fiir Wissenschafts- und Wirtschaftsférderung sowie Beschéftigung
und in den
Ausschuss fur Stadtentwicklung

Beschlussvorschlaqg:

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, bis zum Ende des Il. Quartals 2018 in Zusammenarbeit
mit der Stadtwerke Halle GmbH ein zeitlich untersetztes Mal3Bhahmenkonzept zur Foérderung
der Elektromobilitat in der Stadt Halle zu erarbeiten und dem Stadtrat zur Beschlussfassung
vorzulegen.

ZUu 9.6 Antrag der Fraktionen MitBURGER fiir Halle = NEUES FORUM, BUNDNIS 90
/ DIE GRUNEN, SPD, DIE LINKE und CDU/FDP zur Anderung der Richtlinie
zur Forderung von MaRnahmen auf dem Gebiet der sozialen Arbeit in der
Stadt Halle (Saale)

Vorlage: VI/2017/03459

Herr Lange tibergab das Wort an Frau Dr. Schops.
Frau Dr. Schdps brachte den Antrag ein und begriindete diesen.
Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand verwies den Antrag in den Sozial-, Gesundheits- und

Gleichstellungsausschuss. Er wies darauf hin, dass die Verwaltung mit dem Haushalt an
gesetzliche Regelungen gebunden ist.

Abstimmungsergebnis: verwiesen
durch
Geschéftsordnungsantrag des Oberbirgermeisters
in den

Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss
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Beschlussvorschlag:

Der Stadtrat beschlieRt eine Anderung der Richtlinie zur Férderung von MaBnahmen auf
dem Gebiet der sozialen Arbeit in der Stadt Halle (Saale) in Anlehnung an die Richtlinie der
Stadt Halle (Saale) Uber die Foérderung der freien Jugendhilfe dahingehend, dass die
Forderung im pflichtigen und freiwilligen Bereich fur erstmalige Angebote ein Jahr und fur
lAnger existierende Angebote drei Jahre betragt.

Zu 9.7 Antrag der Fraktion MitBURGER fiir Halle = NEUES FORUM zur
Umbesetzung von Ausschiissen
Vorlage: VI/2017/03460

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des Antrages.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

1. Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) entsendet die Stadtratin Dorothea Vent als
Mitglied in den Bildungsausschuss.

2. Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) entsendet den Stadtrat Tom Wolter als Mitglied in
den Ausschuss fir stadtische Bauangelegenheiten und Vergaben nach der VOB,
VOL, HOAI und VOF.

3. Die Stadtratin @ Yvonne  Winkler scheidet als Mitglied aus dem
Rechnungsprifungsausschuss aus. Der Stadtrat der Stadt Halle (Saale) entsendet
die Stadtrétin Dr. Regina Schops als Mitglied in den Rechnungspriifungsausschuss.

zu 9.8 Dringlichkeitsantrag der SPD-Fraktion zur Berufung eines sachkundigen
Einwohners in den Ausschuss fur Wirtschaft, Wissenschaft und
Beschaftigung
Vorlage: VI/2017/03515

Es gab keine Wortmeldungen und Herr Lange bat um Abstimmung des Antrages.

Abstimmungsergebnis: einstimmig zugestimmt

Beschluss:

Frau Susanne Krohn scheidet als sachkundige Einwohnerin aus dem Ausschuss fir
Wirtschaft, Wissenschaft und Beschéaftigung aus.

Herr Peter Dehn wird als sachkundiger Einwohner in den Ausschuss fur Wirtschaft,
Wissenschatft und Beschaftigung berufen.
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zu 10 schriftliche Anfragen von Fraktionen und Stadtréaten

zu 10.1  Anfrage der Fraktionen DIE LINKE, SPD, CDU/FDP, BUNDNIS 90/DIE
GRUNEN und MitBURGER fiir Halle- NEUES FORUM im Stadtrat Halle
(Saale) zu Vergaben von Leistungen
Vorlage: VI/2017/03368

Auf Antrag der CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale), der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat
Halle (Saale) und des Oberbirgermeisters wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein
Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
10.1 ist vertagt auf den Februar. Dazu mochte Herr Dr. Meerheim nochmal etwas anmerken,
bitte.

Herr Dr. Meerheim

Also das geht so einfach nicht. Wir haben eine konkrete Anfrage gestellt. Da ist uns im
September von der Verwaltung mitgeteilt worden, dass sie fur die Beantwortung der Anfrage
bis Oktober bendtigen, weil sie noch einen Zusatz gemacht haben. Den Zusatz, da ging es
um die tabellarische Darstellung, das war okay.

Aber jetzt wird das gleiche versucht wie beim Antrag, das Ding auf etwas riesiges
aufzublasen, was der Stadtrat, und das sind alle Fraktionen, gar nicht will, verlangt. Wir
verlangen von Ihnen auch nicht die Ubrigen Daten zu erfassen, die Sie da vorschlagen
erfassen zu wollen. Sondern unsere Anfrage ist ganz konkret und nur diese Anfrage soll
beantwortet werden.

Wenn Sie was Weiteres machen wollen, kénnen Sie es gerne tun, aber das darf nicht dazu
fihren, dass mehr als ein Monat Zeit dartiber vergeht. Das was jetzt versucht wird, ist
einfach nur eine Verschiebung, das macht keinen Sinn. Wir haben eine konkrete Anfrage
gestellt und die wollen wir genauso, nur konkret beantwortet haben, ohne die Zusétze, die
Sie da von sich aus reingeschrieben haben. Das dirfen Sie im Ubrigen nicht, Sie kdnnen
unsere Anfrage nicht verandern von sich aus, als Verwaltung. Und das zum Vorwand
nehmen, wenn Sie sie verandern, dann zu sagen, hm dann dauert es halt ein bisschen
langer. Das funktioniert nicht. Wir haben als Fraktionen eine Anfrage gestellt und nur diese
Anfrage soll beantwortet werden, ohne eine Erweiterung des Inhaltes dieser Anfrage.

Und wenn der Stadtrat danach noch weitere Wiinsche hat, wenn die Anfrage, die Antworten
vorliegen zur Anfrage, dann kénnen wir uns gerne dartiber unterhalten, dass eventuell dann
die Gbrigen Dinge, die Sie jetzt ins Spiel gebracht haben, zu einem spéateren Zeitpunkt noch
mal geliefert werden. Wir wollen jetzt diese konkrete Anfrage und zwar schnellstmdglich
beantwortet haben.

Und da wir wissen, dass Sie nicht langer als einen Monat brauchen, das haben Sie ja im
September verkindet, insofern ist es ja sowieso schon unverstandlich, dass die Antwort
nicht vorliegt und stattdessen jetzt hier solche Vorschlage, die lhnen in dem Moment gar
nicht zustehen, gemacht werden, um finf Monate das rauszuzdgern. Also nochmal, die
Anfrage steht inhaltlich und die mdchten wir gerne im November beantwortet haben.

Herr Lange
Frau Ernst.
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Frau Ernst

Sie haben eine Anfrage gestellt und die Verwaltung erganzt diese Anfrage. Und in welcher
Form die Verwaltung die Information aufbereitet ist sozusagen der Verwaltung
anheimgestellt. Sie hatten auch im Finanzausschuss deutlich gemacht, dass eine
Erweiterung der Anfrage durchaus mdglich ist. Also da ging es um den Antrag, aber Sie
sagten, das konnen Sie dann im Wortprotokoll nachlesen, das kann lhretwegen ruhig
erweitert werden. Und das hat die Verwaltung jetzt gemacht, weil sie es fur erforderlich halt,
dass Sie einen vollstandigen Uberblick haben, um das einzuordnen an Informationen, was
Sie gerne mdéchten. Zur Begriindung haben Sie im Fachausschuss ja leider nichts angefihrt.

Herr Lange
Erst Herr Krause und dann Herr Dr. Meerheim.

Herr Krause

Frau Ernst, ich habe nicht gehdért, dass jemand von uns gesagt hatte, es konnte
unseretwegen irgendwie erweitert werden. Und selbst wenn das der Fall wére, dass das
jemand gesagt hatte, ware der nicht in der Lage, fir alle Fraktionen zu sprechen. Wenn Sie
von sich aus eine Anfrage, Antwort auf eine Anfrage erweitern wollen, dann kénnen Sie das
ja gerne tun. Solange das nicht zu einer Verzdgerung fihrt. Das ist eine ganz einfache
Geschichte. Wir haben eine konkrete Anfrage gestellt, die wollen wir beantwortet haben,
nicht mehr und nicht weniger.

Herr Lange
Frau Ernst nochmal.

Frau Ernst

Also wie gesagt, zum Anderungsantrag haben Sie sich damals im Ausschuss nicht weiter
ausgelassen. Sie haben auch der Erweiterung, zumindest ist das durch den
Ausschussvorsitzenden so bestatigt worden, zugestimmt. Das kann dann im Protokoll
nachgelesen werden. Und ansonsten braucht die Verwaltung die Zeit, die sie braucht, um die
Informationen zusammenzustellen und da bitten wir um Verstandnis, dass da diese Frist zu
Stande kommt. Und es ist ein Thema, was auch geschaftsbereichsibergreifend
zusammengetragen werden muss. Insofern ist das innerhalb eines Monats nicht zu
realisieren.

Herr Lange
Frau Dr. Brock. Jetzt lasst mich mal hier die Sitzungsleitung machen.

Frau Dr. Brock

Gemeldet hatte ich mich, um eine mindliche Zusage, dass das im November kommt, zu
erbitten. Nun habe ich jetzt schon gehdrt, dass Sie, wenn ich es richtig verstanden habe,
auch die abgespeckte Variante, sprich die urspriingliche Fragevariante nicht fir in einen
Monat beantwortbar halten. Ist das korrekt?

Herr Lange
Frau Ernst.

Frau Ernst

Das ist korrekt. Frau Brock, ganz kurz. Sie haben in den Medien geaul3ert, dass Sie, ich
zitiere das jetzt frei, dass Sie das Gefuhl haben, dass ein Unternehmen ubervorteilt wird.
Und um diese Aussage bewerten zu kdnnen, brauchen Sie vollsténdige Informationen. Und
deshalb ist die Verwaltung dazu Ubergegangen, lhnen alle Informationen vorzulegen, um
genau das, was Sie medial geduR3ert haben, dann eben einordnen zu kdnnen. Anders wird
Ihnen das nicht mdglich sein, ohne alle Informationen vorliegen zu haben.
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Frau Dr. Brock

Gut, also wir haben ja die gute Kultur hier, das hat der Oberblrgermeister ja auch eingefihrt,
dass das, was in der Zeitung steht, hier nicht Gegenstand der Diskussion ist. Und ich wiirde
gerne Herrn Schreyer fragen, welche formalrechtlichen Hintergriinde es gibt, Anfragen
verandern zu dirfen bzw. dies mit dieser Begriindung tber mehrere Monate zu verschieben.

Herr Lange
Ja, das sagt der Oberburgermeister.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Herr Schreyer antwortet, der Oberblrgermeister...

Zwischenrufe

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Genau, Sie haben es erfasst.

Herr Lange
Herr Oberbirgermeister, beantworten Sie jetzt bitte die Frage von Frau Dr. Brock?

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand
Wir geben die Information im Februar.

Herr Lange

Ich habe eine etwas langere Rednerliste. Herr Dr. Meerheim ist gleich dran, gleich Frau Dr.
Winscher. Ich kann mir aber auch gut vorstellen, dass man einen solchen Vorgang, der
wirklich den Stadtrat in seinen Rechten beschneidet und der den Stadtrat auch tatsachlich
dupiert, auch einmal juristisch tUberpriifen lassen kann.

Frau Dr. Wiinscher hat einen Geschaftsordnungsantrag.

Frau Dr. Winscher

Ja. Herr Vorsitzender, Herr Oberburgermeister, wenn ich das richtig sehe, sind wir beim
Tagesordnungspunkt Anfragen. Und bislang war es gute Sitte, dass die Antragssteller oder
die Anfragensteller sagen konnten, ob sie mit der Anfrage einverstanden sind oder nicht.
Aber wir behandeln diesen Tagesordnungspunkt jetzt so, als waren es Antrdge, wozu eine
umféangliche Diskussion zugelassen wird. Und ich glaube, das ist nicht so. Wenn es anders
ist, dann sagen Sie es bitte. Und dann mdchte ich, dass wir uns an diese Regelung halten.

Herr Lange

Frau Dr. Wdunscher, erstens haben Sie gesehen, dass es aus allen Fraktionen
Wortmeldungen gegeben hat. Aus Ihrer tbrigens auch dazu. Zweitens ist das ein durchaus
nachvollziehbares Verfahren, wenn eine solche Antwort gegeben wird, dass das von den
Stadtratinnen und Stadtraten doch noch mal hinterfragt wird. Von daher lasse ich diese
Diskussion auch zu. Wenn Sie nicht mochten, dass diese Diskussion gefihrt wird,
beantragen Sie bitte den Abbruch der Debatte. Das kénnen Sie jederzeit machen. Aber ich
lasse diese Diskussion jetzt zu.

Als néchster hat Herr Dr. Meerheim das Wort.
Herr Dr. Meerheim
Gott sei Dank war es jetzt die Unterbrechung, sonst ware ich wahrscheinlich geplatzt. Ich

platze auch sonst noch etwas innerlich. Also so etwas habe ich ehrlich gesagt in meinem
Stadtratsleben noch nicht erlebt. Wir sind ein demokratisch gewahltes Gremium, mit
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entsprechend zugeordneten Rechten, sowohl fir das Organ Stadtrat, wie fur jedes einzelne
Mitglied. Und danach haben wir Rechte, unter anderem Anfragen zu stellen. Dieses Recht
beinhaltet nicht das Recht, mich zu belehren, bin ja nicht in der Klippschule, mich zu
belehren, welchen Inhalts meine Anfrage zu sein hat, die die Stadtverwaltung bitteschon zu
beantworten hat. Das Recht auf diese Anfrage stellen zu durfen, missen Sie
konsequenterweise natlrlich diese Anfragen auch beantworten. Und zwar nach der Struktur,
wie ich sie als Anfrage stelle.

Wenn Sie aus rein taktischer Natur, und um etwas anderes geht es ja gar nicht mehr,
missen wir doch mal ganz ehrlich sein, versuchen, zusatzliche Inhalte zu produzieren, die
wir gar nicht wissen wollen, jedenfalls nicht zum Zeitpunkt. Vielleicht Gberlegen wir es uns
tatsachlich. Dann haben Sie das zu beantworten und zwar umgehend.

Im Ubrigen, Frau Ernst, wieso reden Sie tber Protokolle, die noch gar nicht unterschrieben
und beschlossen sind? Das ist zum wiederholten Mal ein Vorgang, der eigentlich unzulassig
ist, das hier Uber Dinge gesprochen wird, die protokollarisch weder vorliegen noch bestatigt
sind. Das ist ja nicht das erste Mal, dass das getan wird. Und ich finde das einigermal3en,
also nicht nur einigermal3en, sondern ziemlich ungehdorig, was heute hier passiert. Dass uns
das vorgeschrieben wird. Wir werden tatsachlich ein Schreiben an die Kommunalaufsicht
schicken, ich weil3, das fuhrt nicht zu einer Beschleunigung der ganzen, des gesamten
Tatbestandes, aber vielleicht fiihrt es dazu, dass die Akte noch dicker wird. Ich weifd nicht,
wie man sich sonst noch wehren soll gegen so einen unvorstellbaren Vorgang.

Herr Oberbirgermeister, ich weil3 nicht, was Sie sich dabei gedacht haben. Am Ende
mussen Sie die Information trotzdem liefern, die wir brauchen oder die wir haben wollen. Sie
haben dann drei Monate gewonnen, oder vier. So und was ist lhnen damit gewonnen? Was
haben Sie damit getan? Nichts.

Herr Lange
Gut, Herr Dr. Meerheim. Jetzt Herr Scholtyssek.

Herr Scholtyssek

Ja, meine Damen und Herren, ich bin doch einigermal3en erstaunt Uber das Vorgehen hier.
Wir haben eine ganz klare Frage gestellt, alle Fraktionen des Stadtrates. Sie sind mit einem
Anderungsantrag gekommen zu dem Antrag. Damit konnten Sie sich nicht durchsetzen, da
gab es auch ein paar Wortbeitrage dazu. Klar, keine Frage. Sie kdnnen aber nicht die
Beitrage, die dort gefallen sind, eins zu eins Ubertragen auf diese Anfrage. Und wenn dort
einer vielleicht durch Kopfnicken oder was auch immer signalisiert hat, er wirde die
Information auch entgegennehmen, kdnnen Sie jetzt nicht sagen, alle Antragssteller hatten
sich dem angeschlossen. Das hatte abgestimmt werden miissen, das war nicht so. Wir sind
jetzt bei einer Anfrage. Und Sie wollen das erweitern um eine Information, die wir gar nicht
wissen wollen. Das steht lhnen frei. Aber dadurch kann sich nicht die Beantwortung der
Anfrage verzogern. Wir waren froh, wenn Sie alle Anfragen, die wir stellen, mal so
umfangreich beantworten wirden. Da ist es mit der Transparenz nicht so weit.

Und ich méchte mal auf unsere Geschéftsordnung verweisen, Paragraph 7 Absatz 3, da
steht ganz klar drin, dass diese Anfragen zu beantworten sind. Und wenn es nicht
beantwortet werden kann, haben Sie Grinde darzulegen. Aber das gibt lhnen nicht die
Maoglichkeit, das um vier Monate rauszuschieben. Also insofern, ich finde diesen Vorgang
sehr erstaunlich, ich kann Sie nur bitten, reduzieren Sie lhre Antwort auf das, was wir wissen
wollen, dass wir es eher bekommen. Oder tragen Sie es schneller zusammen. Aber so geht
es nicht.

Herr Lange
Frau Prof. Vent. Nicht mehr? Dann hat Frau Ernst das Wort.
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Frau Ernst

Ich mdchte nochmal darauf hinweisen, dass die Frist Februar nichts mit der Erweiterung zu
tun hat. Sondern die Verwaltung muss Gelegenheit haben, lhre Anfrage vollstéandig
aufzubereiten. Dazu braucht sie mehr Zeit, das ist im Rahmen der von lhnen genannten Frist
nicht moglich und da bitten wir um Verstandnis, dass wir, um diesen Vorgang vollstandig
aufzubereiten durch alle Geschaftsbereiche, eben diese Zeit brauchen, die wir brauchen.

Herr Lange
Gut, ich sehe keine weiteren Wortmeldungen. Und damit kommen wir zu 10.2.

zu 10.2  Anfrage der CDU/FDP-Fraktion zum Ombudsmann fur soziale
Angelegenheiten
Vorlage: VI/2017/03447

Auf Antrag der CDU/FDP-Stadtratsfraktion Halle (Saale) und der SPD-Fraktion Stadt Halle
(Saale) wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
Und damit kommen wir zu 10.2. Gibt es dazu Wortmeldungen? Bitte, Herr Doege.

Herr Doege

Ja, Fortsetzung folgt. Also Herr Oberblrgermeister, die Antworten, ich weil3, dass wir kein
Anrecht haben auf ausfihrliche, eine ausfihrliche Antwort zu bekommen. Aber das, was hier
abgeliefert worden ist, ist wirklich fur einen ehrenamtlichen Stadtrat eine Zumutung. Ich
denke, so kann man einfach mit Fragen, die sehr klar gestellt worden sind in der
Beantwortung, nicht umgehen.

DarlUber hinaus verweisen Sie bei den Unterfragen zweitens und drittens auf eine beigefligte
Anlage, die mir nicht vorliegt. Also kann ich damit sehr schlecht umgehen, was damit
gemeint worden ist. Ich habe Sie jedenfalls, ich habe nur Ihre Antwort als TOP der
Verwaltung vorliegen, aber keine weitere Anlage.

Das nachste ist, wo wir gefragt haben, weil wir der Meinung sind, wenn ein Ombudsmann fir
soziale Fragen mit sehr sehr vielen personenbezogenen Daten zwangslaufig umgehen
muss, dann keine Hinweise hat oder Regelungen zu einer Rechte-Pflichten-Struktur dieser
Aufgabe, die er wahrnimmt im Ehrenamt. Das heil3t also, eine Geschaftsordnung schlagen
Sie aus, ware nicht nétig. Na ganz im Gegenteil, Sie sagen die Komplexitat und Vielfalt der
Aufgaben schlie3t eine Geschaftsordnung aus. Da frage ich Sie, welche Komplexitat hat
denn, und Aufgabenstellung hat denn der Stadtrat. Und da haben wir mehr als eine
umfangreiche Geschaftsordnung. Das sind einfach Antworten, die sind fir mich
enttauschend aufRerirdisch. Die kann ich so in keiner Weise akzeptieren. Ich bitte Sie
wirklich, dass Sie sich das noch mal vornehmen und bitte noch mal eine entsprechende
Antwort zu

geben, mit der dann ...unverstandlich... sehr sehr wenig Uber etwas erregt, aber dann auch
zufrieden sein kdénnen.

Herr Lange
Frau Ernst.

Frau Ernst
Herr Doege, nach meiner Information ist die Anlage eingestellt und viele der Fragen, die Sie
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jetzt gestellt haben, ertibrigen sich mit der Anlage. Ich mdchte jetzt nicht in Ihrem, Herr
Doege, ich mochte jetzt nicht in lhrem Tablet blattern. Also der Vorschlag ware, jetzt
unabhangig davon, ob Sie die Sache an sich befiirworten oder nicht, der Vorschlag ware,
wenn Sie die Anlage dann haben, wir schicken die Ihnen auch gerne direkt per E-Mail zu,
dass Sie dann lhre Fragen gegebenenfalls erganzen und wir dann vertiefend ins Gespréch
kommen. Das ware das Angebot.

Herr Lange
10.3.

zu 10.3  Anfrage der CDU/FDP-Fraktion zu einem Graffiti auf stddtischem Grund
Vorlage: VI/2017/03467

Herr Scholtyssek bedankte sich fir das Entfernen des Graffitis.
Die Antwort der Verwaltung wurde im Weiteren zur Kenntnis genommen.
zu 10.4  Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU/FDP-Fraktion) zur

Inanspruchnahme von Foérdermitteln zu Verndssungen oder Erosionen
Vorlage: VI/2017/03448

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 10.5 Anfrage des Stadtrates Andreas Scholtyssek (CDU-FDP-Fraktion) zu
Vernassungen auf dem Dautzsch
Vorlage: VI/2017/03371

Herr Scholtyssek bat darum, dass sich die Verwaltung bei der Deutschen Bahn fiir eine
schnellere Problemlésung einsetzt.

Die Antwort der Verwaltung wurde im Weiteren zur Kenntnis genommen.
zu 10.6 Anfrage der Stadtratin Dr. Annegret Bergner (CDU/FDP-Fraktion) zu

malerméaRigen Renovierungen und Instandsetzungen an Schulen
Vorlage: V1/2017/03456

Frau Dr. Bergner wollte wissen, ob mit dieser ,Notgeschaftsfihrung“ auch im nachsten Jahr
gerechnet wird.

Hierzu sagte Frau Dr. Marquardt, dass darin auch die finanziellen Mittel fur malerm&Rige
Renovierungen enthalten sind. Es gibt des Weiteren ein groRangelegtes Sanierungs- und
Investitionsprogramm, was die Reparaturarbeiten in der mittelfristen Planung auch
reduzieren wird. Aufgelistet wurden nur die Instandhaltungsarbeiten wahrend der
Sommerferien.

Die Antwort der Verwaltung wurde im Weiteren zur Kenntnis genommen.
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zu 10.7  Anfrage des Stadtrates Sten Meerheim (Fraktion DIE LINKE) zum Thema
Migration
Vorlage: VI/2017/03449

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 10.8  Anfrage des Stadtrates Sten Meerheim (Fraktion DIE LINKE) zum Thema
Sportkomplex Brandberge
Vorlage: VI/2017/03450

Die Antwort der Verwaltung wurde im Weiteren zur Kenntnis genommen.

zu 10.9  Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Unfallstatistik in der
Bernburger Stral3e sowie in der Geiststralle
Vorlage: VI/2017/03463

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Stadtrat November 2017.

zu 10.10 Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Nutzung der
Notschlafstelle und dem Haus der Wohnhilfe der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03464

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Stadtrat November 2017.

zu 10.11 Anfrage der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) zur Stadtbibliothek
Vorlage: VI/2017/03466

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Stadtrat November 2017.

zu 10.12 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu Versammlungs- und
Veranstaltungsraumen an weiterfilhrenden Schulen
Vorlage: VI/2017/03386

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Stadtrat November 2017.

zu 10.13 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zum Halle-Pass A und G
Vorlage: VI/2017/03454

Die Beantwortung der Anfrage erfolgt im Stadtrat November 2017.
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zu 10.14 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zum Parkraumkonzept
Paulus- und Medizinerviertel
Vorlage: VI/2017/03455

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 10.15 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu den Auswirkungen der
Einbeziehung von Fahrradabstellanlagen in die Stellplatzsatzung
Vorlage: VI/2017/03458

Herr Rupsch zeigte sich enttauscht tUber die Antwort der Verwaltung. Er meinte, die Zahlen
sollten gesammelt und protokolliert werden, um zu erfahren, wie sich diese
Satzungsanderung auswirkt.

Die Antwort der Verwaltung wurde im Weiteren zur Kenntnis genommen.
zu 10.16 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zu Férdermitteln fir

Tourismusprojekte und die Saline-Insel
Vorlage: VI/2017/03461

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 10.17 Anfrage der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN zur Schiilerbeférderung
Vorlage: VI/2017/03389

Die Antwort der Verwaltung wurde zur Kenntnis genommen.

zu 11 Mitteilungen

zu 11.1  Verfahrensweise Kombiticket flir kulturelle und sportliche Veranstaltungen
in der Stadt Halle (Saale)
Vorlage: VI/2017/03351

Die Mitteilung wurde zur Kenntnis genommen.
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zu 12 mundliche Anfragen von Stadtraten

zu 12.1 Herr Senius zum Ombudsmann

Auf Antrag der SPD-Fraktion Stadt Halle (Saale) wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein
Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
Bitte.

Herr Senius

Meine mindliche Anfrage bezieht sich nochmal auf das angesprochene Thema des
Ombudsmannes. Ich finde das jetzt erstmal grundsatzlich in Ordnung und auch
begruRenswert, dass das ombudschaftliche System in der Stadt Halle weiter ausgebaut wird.

Meine Frage bezieht sich auf zwei Punkte. Sie haben die Funktion des Ombudsmannes
beschrankt auf den Themenbereich Soziales. Gab es aus lhrer Sicht einen besonderen
Problemdruck, das darauf zu beschranken? Und die zweite Frage: Ist vorgesehen die Arbeit
des Ombudsmannes zu evaluieren, gegebenenfalls nach welchem Zeitpunkt und nach
welchen Kriterien? Dahinter steckt fir mich die Beurteilung, ob das ombudschaftliche System
in Halle nicht weiter ausgebaut werden kann und gegebenenfalls auch alle Bereiche der
Kommunalverwaltung erfassen kann.

Herr Lange
Frau Ernst.

Frau Ernst

Herr Senius, wir haben in der Verwaltung geschaftsbereichsibergreifend das System der
zentralen Ansprechpartner. Im Geschaftsbereich Bildung und Soziales gibt es die auch,
derzeit konzentriert auf das Thema Familie. Die Erklarungsbedurftigkeit, die in vielen
Vorgangen steckt, hat die Erfordernis bzw. die Empfehlung einer solchen Funktion praktisch,
nicht ermdglicht, aber die resultiert daraus. Und von daher gerne, das Angebot greifen wir
auf das zu evaluieren und uns in einem Jahr beispielsweise zu unterhalten. Unabhéngig
davon sind auch regelmaRig Veréffentlichungen zu dem Thema geplant. Insofern sind Sie
auch dber das Jahr schon eingebunden, was die Wirksamkeit betrifft und die
Unterstiitzungsleistung.

Herr Lange
Bitte.

Herr Oberbirgermeister Dr. Wiegand

Herr Senius, ich wiirde es ganz gerne nochmal ergadnzen. Es ist vielleicht auch ein bisschen
missverstandlich. Der Ombudsmann, der diese Tatigkeit jetzt ehrenamtlich auf Grund seines
Angebotes gemacht hat, hat mit der Stadt im Grunde genommen nichts zu tun. Er wird tatig,
zwar in meinem Auftrag, weil ich ihm gesagt habe, jawohl, diese Position kann gemacht
werden, aber wir missen damit erst Erfahrungen sammeln. Und deshalb ist der Hinweis, den
Sie gemacht haben, sehr gut und das wollen wir uns auch erst einmal angucken.

Es ist kein stadtischer Ombudsmann, denn das muss natlrlich auch der Stadtrat

beschlieRen, der Stadtrat kann immer beschlie3en. Aber es ist jetzt ein Versuch, um dieses
System Uberhaupt mal, was passiert damit. Das was momentan bereits eingegangen ist,
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sind sehr viele Einzelschicksale, die an ihn herangetreten sind, die in diesem sozialen
Bereich sind. Und wir evaluieren das, so wie es Frau Ernst gesagt hat, und wirden dann
auch mal mit Uberlegungen kommen. Das wiirde ich aber ganz gerne dann auch mit lhnen
noch mal diskutieren.

Herr Senius
Also Herr Wiegand, genau um das geht es, dass man das Thema, glaube ich, in dem
Potential nutzt, beurteilt und gegebenenfalls weiter ausbaut.

zu 12.2 Herr Schramm zum Kombiticket flr kulturelle und sportliche
Veranstaltungen in der Stadt Halle (Saale)

Herr Schramm bat darum, das Thema Kombiticket fur kulturelle und sportliche
Veranstaltungen noch einmal ndher zu betrachten.

Dies wird von der Verwaltung so umgesetzt, sagte Herr Oberblrgermeister Dr. Wiegand.

zu 12.3 Herr Bdnisch zu Verkehrsinseln und Parkmdéglichkeiten

Auf Antrag der CDU/FDP-Fraktion wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll
erstellt.

Herr Lange
Herr Bonisch.

Herr Bonisch

Ich mdchte an Herrn Schramm im Prinzip anknupfen. Die Frage noch mal nach den
Parkplatzen, Stellplatzen. Also zum einen mdchte ich erst einmal fragen, ich habe vorhin
ausreichend geschildert, denke ich, dieses Problem am, fiir mich Problem am August-Bebel-
Platz. Und dazu mdchte ich fragen, was hat Sie denn bewogen, diese aus meiner Sicht
Uberflissige Losung mit den Fuf3gdngerinseln dort zu installieren, die Geld kostet und
Stellplatze. Und auf3erdem nicht notwendig ist, weil die Verkehrsberuhigung so weit
fortgeschritten ist, dass das uberhaupt kein problematischer Ubergang ist.

Und das zweite ist, mochte ich gleich anschieben. Ich hatte hier im August glaube ich
angeregt, sich mal die Bruderstral3e anzusehen und die dortigen Parkmdglichkeiten. Es ist
namlich aus meiner Sicht falsch, zuerst mal ein Schild an der Rathausstral3e als Einfahrt
anzubringen und zu sagen, hier Uberall ist Parken nur noch in markierten Bereichen erlaubt,
ohne das markierte Bereiche da sind. Das sind nur ganz wenige in der Rathausstrafie selbst
und alle anderen Flachen haben keine oder falsche, sogar falsche Markierungen. Und da
habe ich Sie gebeten, sich das mal anzusehen. Und da wollte ich fragen, ob das
irgendwelche Frucht getragen hat.

Herr Lange
Frau Ernst.

Frau Ernst

Die Installation der Verkehrsinseln am August-Bebel-Platz ist auf Hinweis vieler Burger
passiert, weil an der Stelle, und da haben wir glaube ich auch in dem Kreis oder im
Ordnungsausschuss auch oft dariiber gesprochen, dass da aus verkehrssicherheitlichen
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Grinden der Uberquerung der sicheren, also Familien mit Kindern, dass das dort an der
Stelle ermdglicht wird. Insofern ist das eine verkehrsbehoérdliche Anordnung gewesen.

Und die zweite Frage zu der RathausstraRe und der Parkplatzmarkierung. Habe ich Sie da
jetzt richtig verstanden oder meinten Sie die Beschilderung in der RathausstraRe?

Herr BOnisch

Ich meine das Schild an der Einfahrt zum Innenstadtbereich an der Rathausstral3e, sagt,
Parken ist nur noch in markierten Flachen erlaubt. In der BruderstralBe ist null Markierung
oder Falschmarkierung, friiher war dort mal Parken erlaubt, das ist jetzt momentan eigentlich
nur noch illegal moglich, weil die Markierungen fehlen. Und ich hatte das wie gesagt, wenn
ich schon sowas ansage und sage da, wo Markierungen sind, falsch zu markieren. Oder Sie
sagen hier klipp und Klar, nein, nein wir wollen, dass nicht mehr in der Briderstral3e geparkt
wird, dann werde ich mich auch nicht mehr darum kiimmern. Denn das ist von Anwohnern
an mich herangetragen worden, dass dort eben diese schrage Linie ist, die jegliches
Befahren verbietet, die aber Uberhaupt keinen erkennbaren Sinn macht. Und deswegen
meine Frage: Haben Sie sich mal damit befasst mit meiner Anregung oder nicht? Und jetzt
habe ich eher den Eindruck, das ist nicht passiert oder weifl3 Herr Staglin vielleicht doch was.

Frau Ernst

Vorschlag ware, die Anregung im Hauptausschuss dann auf die Tagesordnung zu nehmen
und dann regular im nachsten Hauptausschuss im November lhnen dazu die Information zu
geben.

Herr Bonisch

Naja, das war im August, das ware im September gewesen, da haben wir dann allerdings
vorzeitig den Hauptausschuss abgebrochen. Aber das héatte das ja nicht aufheben durfen,
sondern nur verschieben. Also die Anregung hat es schon friiher gegeben. Also ich bitte,
sich das doch auch nochmal reinzuziehen. Ich habe ja keine Mdglichkeiten da inhaltlich
Einfluss zu nehmen.

Und nochmal, ich weil3 nicht, wer lhnen so etwas zugerufen hat, dass am August-Bebel-
Platz die Uberquerung der Martha-Brautzsch-StralRe ein schwieriges Problem darstelle. Ich
habe gesagt, mdglicherweise hat das mal irgendjemand so empfunden. Aber inzwischen hat
sich so viel geandert, Tempo-30-Zone, Neuregulierung...

Herr Lange
Herr Bonisch, es ist angekommen. Hatten Sie ja vorhin schon einmal ausgefihrt.

Herr BOnisch
Gut, dann mache ich es als Anregung.

Herr Lange

Ist doch gesagt worden, es wird nochmal im Hauptausschuss behandelt, im néchsten. Es
wird beides nochmal, wird nochmal auf die Fragen eingegangen und auch nochmal auf die
Anregung.

Gut und jetzt weiter mit Frau Dr. Brock.

zu l2.4 Frau Dr. Brock zum alten Planetarium

Frau Dr. Brock wollte wissen, ob der Kranz beim Abriss des Planetariums erhalten bleibt.
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Dieser bleibt erhalten sowie die Sonnenuhr und andere Teile, die zu erhalten sind, sagte
Frau Dr. Marquardt.
zu 125 Frau Dr. Brock zur Jagerplatzschule

Frau Dr. Brock fragte, ob es Kenntnisse dariber gibt, dass die Erd6ffnung einer
internationalen Schule vom Tréager fur das Jahr 2018 vorangetrieben wird.

Bei dem Kéaufer des Objektes handelt es sich um einen Bautrager, erklarte Frau Brederlow.
Dieser ist momentan in Gesprachen mit einem mdglichen Bildungstrager, die dort eine
Bildungseinrichtung eréffnen werden. Hierzu wird im Finanzausschuss berichtet.

Die Frage wurde bereits im Finanzausschuss gestellt und wird schriftlich beantwortet,
erklarte Frau Dr. Marquardt.

Dies wurde im nicht 6ffentlichen Teil gefragt, stellte Frau Dr. Brock richtig. Sie mochte eine
Behandlung im 6ffentlichen Teil.

zZu 12.6 Herr Helmich zu Integrationslotsen

Herr Helmich bezog sich auf den vertagten Antrag der Fraktion BUNDNIS 90/DIE GRUNEN
zur Beteiligung am Projekt Integrationslotsen. Hierzu gab es die Information, dass eine
fristgemale Antragsstellung bis zum 31.10.2017 geplant ist. Er wollte wissen, ob das
Konzept im nachsten Sozial-, Gesundheits- und Gleichstellungsausschuss vorgelegt wird.

Dies wurde durch Herrn Paulsen bestétigt.

zu 12.7 Frau Winkler zur Neuen Residenz

Frau Winkler erkundigte sich zum aktuellen Stand der Neuen Residenz.

Bei einem neuen Sachstand wird stetig informiert, teilte Herr Oberbilrgermeister Dr.
Wiegand mit.

zu 12.8 Frau Ranft zum Projekt Kinderfreundliche Kommune

Frau Ranft bat um eine aktuelle Information zum Projekt Kinderfreundliche Kommune.
Hierzu war eine Mitteilung bis November geplant.

Hierzu gibt es noch Abstimmungen, sagte Frau Brederlow. Es scheint aber auf eine positive
Stellungnahme hinauszulaufen.

zu 12.9  Herr Raue zur Parkplatzsituation in der kleinen Brauhausstral3e

In der Kleinen BrauhausstraRe gibt es einen oOffentlichen und einen privaten Parkplatz,
schilderte Herr Raue. lhm wurde zugetragen, dass sich Anwohner auf den privaten
Parkplatz gestellt haben und daraufhin abgeschleppt wurden. Sie haben sich vorab ein
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Parkticket gezogen; die Situation vor Ort ist allerdings nicht eindeutig. Die Stadt sollte sich
mit dem Betreiber des privaten Parkplatzes in Verbindung setzen.

Dies wird schriftlich beantwortet, entgegnete Herr Oberblrgermeister Dr. Wiegand.

zu 12.10 Herr Raue zur Adam-Kuckhoff-Stralle

Herr Raue bat um eine Stellungnahme zum gestrigen Vorfall in der Adam-Kuckhoff-Stral3e.

Niemand darf in der Stadt gegen Recht und Ordnung verstol3en, machte Herr
Oberburgermeister Dr. Wiegand deutlich. Die Ermittlungen sind noch nicht abgeschlossen.
Das Ergebnis ist somit noch offen.

zu 12.11 Frau Nagel zum Antrag auf Akteneinsicht in den Bericht des
Landesrechnungshofes zum Thema ,,Priifung der Personalwirtschaft in der
Stadt Halle (Saale)"

Auf Antrag der CDU/FDP-Fraktion Stadt Halle (Saale), Fraktion DIE LINKE und der SPD-
Fraktion Stadt Halle (Saale) wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
Jetzt Frau Nagel, dann Herr Aldag und dann noch mal Herr Bonisch.

Frau Nagel

Wir hatten im letzten Stadtrat einen Antrag auf Akteneinsicht gestellt in den Bericht des
Landesrechnungshofes zum Thema ,Prufung der Personalwirtschaft in der Stadt Halle
(Saale)". Nach unserer Geschéaftsordnung hat diese Akteneinsicht unverziglich, ist diese zu
gewahren oder mindestens innerhalb eines Monats. Jetzt meine Frage: Der Monat ist in zwei
Tagen um, also am 27.09. war die Stadtratssitzung, in der wir diese Akteneinsicht beantragt
haben. Kénnen wir davon ausgehen, dass wir in den nachsten zwei Tagen einen Termin auf
Akteneinsicht bekommen?

Herr Lange
Herr Borries macht das.

Herr Borries

Unabhangig davon, dass der Antrag auf Akteneinsicht gestellt ist, ist die Umgehensweise mit
Berichten des Landesrechnungshofes so, dass der Bericht mit der Stellungnahme der
Verwaltung im Rechnungsprifungsausschuss und dann im Stadtrat behandelt wird.

Herr Lange

Gibt es jetzt in den nachsten zwei Tagen die Moglichkeit, die Akteneinsicht vorzunehmen
oder nicht? Das war ja die Frage von Frau Nagel.

Herr Borries.

Herr Borries

Also bei mir, ich habe die Akten nicht im Rechnungsprifungsamt. Ich kann Ihnen die
Akteneinsicht also nicht gewahren.

Herr Lange
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Dann miusste der Oberbirgermeister die Frage nochmal beantworten.

Frau Nagel
Kann ich eine Nachfrage dazu stellen?

Herr Lange
Herr Geier kann die dann besser beantworten als der Oberburgermeister.

Frau Nagel

Darf ich dazu noch etwas fragen? Es gibt doch dazu einen Vorgang in der Stadtverwaltung.
Sprich den Bericht des Landesrechnungshofes. Und in diesen mdchten wir Akteneinsicht
nehmen. Und ich verstehe jetzt nicht wirklich, warum vier Wochen, also der Monat ist ja noch
nicht um, Sie haben ja noch die Méglichkeit zu reagieren. Warum innerhalb von vier Wochen
das nicht moglich gewesen ist uns in diesen Bericht Einsicht nehmen zu lassen. Wenn Sie
jetzt sagen, wir sollen warten auf lhre Stellungnahme, dann sagen wir, ja, deswegen haben
wir Akteneinsicht beantragt. Wir wollen es vorher sehen. Es dauert uns bis Februar zu lange,
klare Aussage, wir mdchten jetzt reinschauen. Und was spricht dagegen? Gibt es einen
sachlichen Grund?

Herr Lange
Herr Geier.

Herr Blrgermeister Geier

Aus meiner Sicht ist der sachliche Grund, dass ich zu einer Stellungnahme des
Rechnungshofes eine Stellungnahme der Verwaltung brauche. Weil aus meiner Sicht nicht
von vornherein alles, was da drin steht, fur korrekt oder richtig dargestellt unterstellt werden
kann. Und ich bitte auch wirklich darum, dass man bei diesem Verfahren bleibt.

Herr Lange

Herr Geier, das ist jetzt das zweite Mal, dass heute den Stadtratinnen und Stadtraten gesagt
wird, wie sie bitte die Vorgange selbst zu bewerten haben. Das ist eine Bevormundung, die
der Stadtverwaltung so nicht zusteht. Das Recht auf Akteneinsicht ist ein verbrieftes Recht
der Stadtratinnen und Stadtrate. Wird den Stadtratinnen und Stadtréten jetzt in den nachsten
zwei Tagen, wo die Fristen dann auch irgendwann gesetzt sind, die Mdglichkeit gegeben in
den Bericht des Rechnungshofes Einsicht zu nehmen oder nicht. Ansonsten ist das ein
klarer Rechtsverstol3, der hier vorgenommen wird. Ich mdchte das gerne beantwortet haben.

Herr Blirgermeister Geier
Es ist nicht vorgesehen.

Herr Lange

Gut, dann muss das entsprechend auch mit dem Landesverwaltungsamt ins Benehmen
gesetzt werden. Ich gehe davon aus, dass das auch disziplinarrechtliche Relevanz hat.

Herr Krause.

Herr Krause
Ich moéchte hier nur ganz klar, ich vermute die Stadtrite gestatten das, fur den Stadtrat
erklaren, das ist eine klare Behinderung der Arbeit des Stadtrates.

Herr Lange

Gut, so. Dann haben wir ja heute schon zwei Highlights geschafft. Und Herr Aldag hat das
Wort.
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zu 12.12 Herr Aldag zu Mehrwegbechern

Herr Aldag bat um einen aktuellen Stand zum beschlossenen Antrag zur Einfihrung von
Mehrwegbechern.

Der Bericht ist momentan in Bearbeitung, erklarte Herr Staglin.

zu 12.13 Herr Bdnisch zur Anregung zur BIMA

Auf Antrag der CDU/FDP-Fraktion Stadt Halle (Saale), Fraktion DIE LINKE und der SPD-
Fraktion Stadt Halle (Saale) wurde zu diesem Tagesordnungspunkt ein Wortprotokoll erstellt.

Herr Lange
Herr Bonisch.

Herr Bonisch

Herr Vorsitzender, Herr Oberburgermeister, ich méchte noch mal nachfragen. Ich hatte vor
langer Zeit mal die Anregung gegeben, sich mit dem Landesfinanzministerium ins Benehmen
Zu setzen, wegen der Erfahrungen die dort vorliegen in der Auseinandersetzung mit der
BIMA, Heide-Sud betreffend. Und ich habe, damals ist auf der Landesebene die Problematik
sehr gut verhandelt worden und abgerdumt worden. Das Land hat dabei viele Erfolge
erzielen kbnnen oder gute Erfolge erzielen kbnnen. Und da hatte ich angeregt, dass eben
diese Erfahrung aus dem Land hier in der Stadt vielleicht versucht, dass man versucht das
wirksam zu machen.

Jetzt habe ich den zustandigen Abteilungsleiter, wo die Erfahrungen vorliegen, kirzlich
wieder gefragt oder getroffen und gefragt, ob die Stadt Halle denn da mal vorstellig
geworden ware. Der sagte nein. Liegt das daran, dass ich den falschen gefragt habe oder
haben Sie nicht versucht mit dem Landesfinanzministerium ins Benehmen zu kommen in
dieser doch aufRerordentlich wichtigen Angelegenheit?

Herr Lange
Herr Staglin.

Herr Staglin

Herr Bonisch, Sie hatten die Anregung oder den Hinweis gegeben beziiglich der
Auseinandersetzung zu Heide-Sud. Wir haben dementsprechend auch Kontakt mit dem
Landesfinanzministerium gehabt. Wir haben auch Gber das Thema ,Ist die hallesche
Situation vergleichbar mit Fallen des Landes?“ mit dem Finanzministerium diskutiert. Das ist
erfolgt, wir hatten den Kontakt.

Herr Lange
Und Herr Wolter.

zu 12.14 Herr Wolter zum 3. Oktober

Herr Wolter berichtete Uber das erfolgreiche Ereignis auf dem Marktplatz zum 3. Oktober.
Hierzu gab es eine Anfrage zu den finanziellen Auswirkungen, welche bisher unbeantwortet
ist.
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Die Frage wird schriftlich beantwortet, informierte Frau Ernst.
zu 13 Anregungen

zu 13.1 Herr Senius zu Beitragen Dritter auf der Internetseite

Herr Senius regte an, positive Presseberichte von Dritten Uber die Stadt Halle (Saale) auf
der Internetseite zu prasentieren.

Die Rubrik ,Andere Uber uns® ist bereits vorhanden und ist zu finden im Presseportal,
informierte Frau Ernst.

zu 13.2 Herr Bdnisch zu Halteverboten im Gebiet August-Bebel-StralRe

Herr Bonisch schlug vor, die Thematik der Halteverbote im Gebiet der August-Bebel-Stral3e
mit in die Parkraumbewirtschaftung mit einzubeziehen.

zu 14 Antrage auf Akteneinsicht

Antrage auf Akteneinsicht lagen nicht vor.

Herr Lange beendete die 36. offentliche Sitzung des Stadtrates und bat um Herstellung der
Nichtoffentlichkeit.

Fir die Richtigkeit:

Hendrik Lange Maik Stehle
Vorsitzender des Stadtrates Protokollfiihrer

-70 -



	Anwesenheit
	Name
	Entschuldigt
	Text
	Tagesordnung
	Betreff
	Nummer
	Wortprotokoll
	Abstimmungsergebnis
	Beschluß
	Zu

